Landeshauptstadt Hannover - 56.10 - Datum 03.05.2022

Einladung

zur 6. Sitzung des Ausschusses fir Integration, Europa und Internationale Kooperation
(Internationaler Ausschuss)
am Donnerstag, 12. Mai 2022, 17.30 Uhr, Rathaus, Ratssaal

Im Einvernehmen mit dem Ausschussvorsitzenden findet die Sitzung als
Hybridsitzung statt (§ 182 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 NKomVG).

Tagesordnung:

1.1.

Onay

Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalien Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Begrifung der neuen beratenden Mitglieder des Ausschusses flr
Integration, Europa und Internationale Kooperation

Einwohner*innenfragestunde

Genehmigung des Protokolls Gber die 5. Sitzung des Ausschusses fir
Integration, Europa und Internationale Kooperation am 21.04.2022

Antrag der Fraktion DIE LINKE: Kdrperliche Unversehrtheit aller Menschen
schitzen, stadtischen anonymen Behandlungsschein einflihren

(Drucks. Nr. 0682/2022)

Forderrichtlinie flr das WIR 2.0-Férderprogramm und Zusammensetzung
des WIR 2.0-Kuratoriums

(Drucks. Nr. 0993/2022 mit 2 Anlagen)

Bericht von Dr. Brockmann zum aktuellen Sachstand der Arbeit der
Auslanderbehorde

Bericht der Dezernentin

Aktuelles

Oberblrgermeister
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Handlungsanweisungen flr politische Gremiensitzungen

Sehr geehrte Teilnehmer*innen von Rats-, Fachausschuss-, Stadtbezirksrats- und
Integrationsbeiratssitzungen,

aufgrund der aktuellen Situation verfolgt die Landeshauptstadt Hannover das Ziel, eine
Ansteckung mit dem Corona Virus mdglichst zu verhindern, um so die Ausweitung der
Erkrankung COVID-19 aktiv einzuddmmen.

Dies ist neben dem ganz persénlichen Schutz jeder einzelnen Person auch deshalb wichtig,
weil es die Basis zur Aufrechterhaltung des o6ffentlichen Lebens insgesamt ist.

Dafir bitten wir Sie um Ihre Unterstitzung!
Bitte halten Sie die notwendigen Hygiene- und Abstandsregelungen ein, die laut Robert

Koch-Institut (RKI) im Rahmen einer Pandemie grundsatzlich fur alle Menschen gelten
(s. auch_www.infektionsschutz.de).

Die Mitglieder der Gremien und Mitarbeitenden der Stadtverwaltung sollen vor einer
Ansteckung im Rahmen der Wahrnehmung ihrer politischen oder dienstlichen Tatigkeiten
geschuitzt werden.

Deshalb werden ab sofort folgende MalRnahmen getroffen:

¢ Die 0. g. Gremien tagen nach den Vorschriften des Kommunalrechts 6éffentlich. Far
die Sitzungen der Integrationsbeirate werden die Vorschriften analog angewendet.
Da auch von den Besucher*innen der Sitzungen einen Mindestabstand von 1,5 m
einzuhalten ist, wird es je nach Gro3e des Zuschauer*innenbereichs zu einer
Beschrankung der Anzahl der Besucher*innen kommen. Diese wird im HCC und im
Rathaus durch eine Einlasskontrolle zentral geregelt. Bei Sitzungen in den
Stadtbezirken ist dies im Rahmen des Hausrechtes durch die Bezirksburger-
meister*innen in Kooperation mit der Stadtbezirksratsbetreuung und den ortlich
Zustandigen der Veranstaltungsorte sicherzustellen.

e Fur jede Sitzung werden im Eingangsbereich Mund-Nasen-Masken zur Verfligung
gestellt. Gema&R der Niedersachsischen Corona-Verordnung ist jede*r Besucher*in
von Veranstaltungen in geschlossenen Raumen verpflichtet, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen.

o Alle Sitzungen finden in ausreichend groRen Raumen statt, so dass jeweils
mindestens 1,5 m Abstand zwischen einzelnen Sitzplatzen der Gremienmitglieder
gewadhrleistet ist.

Daruber hinaus bitten wir Sie um Einhaltung der Gblichen Hygienemafl3nahmen:

e Halten Sie Abstand

¢ Vermeiden Sie das Handegeben

¢ Husten oder Niesen Sie in die Armbeuge, drehen Sie sich dabei von
anderen Personen weg

o Vermeiden Sie Augen, Nase oder Mund zu bertihren

¢ Nutzen Sie Einmaltaschentiicher und entsorgen Sie diese sicher

e Waschen Sie sich nach Personenkontakten, nach der Benutzung von
Sanitareinrichtungen und bei Kontakt mit Gegenstanden oder Materialien, die mit
Viren verunreinigt sein kdnnen, grindlich die Hande

Vielen Dank fur lhre Mitwirkung!



Landeshauptstadt Hannover - 56.10 -

PROTOKOLL

Datum 10.06.2022

6. Sitzung des Ausschusses flr Integration, Europa und Internationale Kooperation

(Internationaler Ausschuss)

am Donnerstag, 12. Mai 2022, Rathaus, Ratssaal

Beginn 17.30 Uhr
Ende 19.30 Uhr
Anwesend:

(verhindert waren)
Blrgermeister Hermann (SPD) 17.30 - 19.26 Uhr
Ratsherr Déring (FDP) 17.38 - 19.30 Uhr
Ratsherr Enders (CDU) 17.30 - 18.46 Uhr

(Ratsherr Harrold)
Ratsfrau Iri

Ratsherr Jeng
Beigeordneter Kelich
Blrgermeister Klapproth
Ratsherr Metell

Ratsfrau Neveling
(Ratsherr Nicholls)
Ratsherr Dr. Ramani
Ratsherr Rinker
Ratsfrau Dr. Vogtle

Beratende Mitglieder:
Herr Abdoul

Herr Dipl.-Ing. Faridi
Frau Hanesyan

Herr Dr. Hoppe

Frau Jean

(Bundnis 90/Die Grinen)
(SPD)
(CDU)
(SPD)
(CDU)
(Bundnis 90/Die Grinen)

(Bundnis 90/Die Grinen)
(SPD)
(SPD)
(Bindnis 90/Die Grinen)
(Bundnis 90/Die Grinen)

(parteilos)

(Bundnins 90/Die Griinen)

17.30 - 19.07 Uhr
(parteilos)
(parteilos)

per Videokonferenz
i.V. Ratsherr Nicholls

i.V. Ratsherr Harrold,
per Videokonferenz

17.30 - 19.27 Uhr

per Videokonferenz

Frau STBR-Fraktionsvorsitzende Jochem (Biindnis 90/Die Griinen)

Herr Juraske
(Frau Kage)

Frau Kruse

(Frau Marinova)
Frau Mohammadi

Grundmandat:
(Ratsherr Hemeed)
Ratsherr Jacobs
Ratsfrau Zahl

Verwaltung:

(CDU)

(parteilos)

(DIE LINKE.)
(AD)
(Die PARTEI & Volt)

per Videokonferenz
17.30 - 18.54 Uhr



Stadtratin Bruns

Frau Gallinat

Frau Steckelberg

Herr Dr. Brockmann
Herr Liders

Frau Krause

Frau Hannig-Schohaus

Presse
Frau Rinas

Dez. Il
56.11
56.10
32.3
Dez. Il
56.11
56.11

HAZ

i.V. Dr. Doering/56.1

fir das Protokoll



Tagesordnung:

5.1.

Eréffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalien Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Begrifung der neuen beratenden Mitglieder des Ausschusses flr
Integration, Europa und Internationale Kooperation

Einwohner*innenfragestunde

Genehmigung des Protokolls Gber die 5. Sitzung des Ausschusses fir
Integration, Europa und Internationale Kooperation am 21.04.2022

Antrag der Fraktion DIE LINKE.:Kdrperliche Unversehrtheit aller Menschen
schitzen, stadtischen anonymen Behandlungsschein einflihren
(Drucks. Nr. 0682/2022)

Forderrichtlinie flr das WIR 2.0-Férderprogramm und Zusammensetzung
des WIR 2.0-Kuratoriums

(Drucks. Nr. 0993/2022 mit 2 Anlagen)

Anderungsantrag zu DS 0933/2022 - Férderrichtlinie fir das WIR
2.0-Férderprogramm und Zusammensetzung des WIR 2.0-Kuratoriums
(Drucks. Nr. 1307/2022)

Bericht von Dr. Brockmann zum aktuellen Sachstand der Arbeit der
Auslanderbehorde

Bericht der Dezernentin

Aktuelles



TOP 1.
Eroffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemafen Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Ausschussvorsitzender Biirgermeister Hermann eréffnet die Sitzung und stellt fest, dass
ordnungsgemaf eingeladen worden und das Gremium beschlussfahig sei. Man tage heute
wieder in gréRerer Runde, da die neuen beratenden Mitglieder erstmals dabei seien.

Ratsfrau Neveling kiindigt an, dass die Fraktion von Biindnis 90/DIE GRUNEN
Tagesordnungspunkt 4 in die Fraktion ziehen wolle, weil hier der Sozialausschuss
federfliihrend sei und man die Beratung dort noch abwarten wolle.

Vorsitzender Blirgermeister Hermann weist darauf hin, dass dieser Antrag zum zweiten
Mal in die Fraktion gezogen werden solle, woflir eine Zustimmung des Ausschusses
erforderlich sei.

Dem erneuten Ziehen in die Fraktion wird einstimmig zugestimmt.
Die Fraktion von Biindnis 90/DIE GRUNEN zieht TOP 4 in die Fraktion.

Die Tagesordnung wird mit den Anderungen einstimmig genehmigt.

TOP 1.1.
Begriufung der neuen beratenden Mitglieder des Ausschusses fiir Integration, Europa
und Internationale Kooperation

Vorsitzender Biirgermeister Hermann heil3t die neuen beratenden Mitglieder des
Internationalen Ausschusses im Namen der stimmberechtigten Mitglieder des Ausschusses
herzlich willkommen. Die beratenden Mitglieder seien von den Fraktionen benannt worden.
Er freue sich auf die Zusammenarbeit und auf die Expertise, die sie einbrachten. In diesem
Ausschuss bestehe die besondere Regelung, dass es ebenso viele stimmberechtigte wie
beratende Mitglieder gebe. Er bitte die beratenden Mitglieder um kurze Vorstellung.

Die beratenden Mitglieder stellen sich vor.

TOP 2.
Einwohner*innenfragestunde

Eine Einwohnerin berichtet, dass ihre Familie vor zwei Monaten eine junge Ukrainerin mit
Kleinkind aufgenommen habe. |hre Familie versuche, der jungen Frau in allen
Lebensbereichen zu helfen und eine Integration zu erméglichen. Sie frage vor diesem
Hintergrund, was genau die Stadt Hannover daflr tue, die privat untergebrachten
Geflichteten und die unterbringenden Personen zu unterstiitzen. Insbesondere frage sie
nach MalRnahmen zur Beschleunigung von Bearbeitungszeiten und einer Verbesserung der
Zugangsmoglichkeiten fiir Fragen. Konkret stehe die Rickmeldung zum Antrag auf
Ubernahme von Mietkosten, die knapp tber der Erstattungsobergrenze lagen, aus.

Stadtratin Bruns hebt zunachst hervor, dass die Landeshauptstadt Hannover bereits um
die 1.500 Ukrainer*innen untergebracht habe. Ungefahr 6.000 weitere Personen seien in
Privathaushalten untergebracht. Die Stadt habe sich mittlerweile von den Messehallen
trennen kénnen. Dabei sei es wichtig gewesen, eine verniinftige weitere Unterbringung
bereitzustellen. Es sei in der Verwaltung bereits viel getan worden, um den Ansturm relativ
gut und schnell zu bewaltigen. Wichtig sei es, die Menschen schnell zu registrieren und



ihnen schnell Leistungen zukommen zu lassen. Das Thema Wohnraum sei ein
Dauerbrenner in Hannover. Hinsichtlich der angesprochenen Uberschreitung der
Mietobergrenze bitte sie um Zusendung konkreter Informationen. Es gebe festgelegte
Erstattungssatze. Sie weise auch darauf hin, dass die Zustandigkeit fir diese Fragen am
1.6.2022 an das Jobcenter Ubergehe. Die Stadt kénne hier nicht tber die
Erstattungsgrenzen hinausgehen, da beim Ubergang zum Jobcenter dieses nur den
festgelegten Betrag in Héhe von 411 Euro erstatten werde. Es gebe allerdings einen
gewissen Ermessensspielraum. Gestartet habe die Landeshauptstadt Hannover den
sogenannten Solidaritats-Scheck, mit dem Vermieter motiviert wiirden, geflichtete
Menschen aufzunehmen. Dies laufe relativ gut an. Als Stadt habe man sich aus
Gewaltschutzgriinden dagegen entschieden, selbst privaten Wohnraum zuzuweisen, welil
man vermeiden wolle, Frauen und Kinder zu Menschen zuzuweisen, die man nicht kenne.
Sie kénne der Einwohnerin anbieten, sich bezliglich des Solidaritats-Schecks zu melden.
Derjenige, der eine Wohnung vermiete, konne ber dieses System Geld daflir bekommen,
dass er die Wohnung zur Verfligung stelle. Dies I6se allerdings nicht das Problem, dass
man in Hannover zu wenig Wohnungen habe. Das Problem bestehe im Ubrigen fiir alle
geflichteten Personen, auch fir die, die nicht aus der Ukraine kdmen, und insgesamt fiir
alle Menschen, die an den unteren Einkommensgrenzen lebten. Sie weise auch darauf hin,
dass die Stadt zum einen eine Koordinierungsstelle gegriindet und zum anderen zusammen
mit der Feuerwehr eine Task Force eingerichtet habe, um relativ schnell alle Personen
registrieren zu kdnnen, damit zumindest die Leistungen flieRen kdnnten. Es seien relativ
viele Menschen in relativ kurzer Zeit gekommen, sodass die Stadt massiv Uberstunden
angeordnet und Personal nicht nur verdoppelt, sondern in einigen Bereichen fast
verdreifacht habe. Die erste Prioritat seien die Leistungen und die Registrierung durch die
Auslanderbehoérde, womit die sofortige Arbeitsaufnahme mdglich sei. Es sei bekannt, dass
fur die Gefllichteten aus der Ukraine ein anderes Zugangssystem gelte als fiir andere
Geflichtete. Sie hoffe, hiermit zufriedenstellend auf die Frage, was die Verwaltung tue,
damit die Menschen nicht mehr so belastet seien, geantwortet zu haben.

Die Einwohnerin fragt nach, auf welchem Weg Wohnkontingente und
Unterbringungsmoglichkeiten abseits der Hallen- und Wohnheimunterbringung geschaffen
wurden, da in diesen Unterbringungsformen aus ihrer Sicht keine Integration stattfinden
kdnne.

Stadtratin Bruns entgegnet, dass in Gefliichtetenunterkiinften sehr wohl Integration
stattfinde. Das Integrationsmanagement, das die Stadt aufgebaut habe, sei in allen
Geflichtetenunterklinften vertreten. Zudem gebe es dort durch die Betreiber angestellte
Sozialarbeiter*innen, die ebenfalls Beratung anbéten und bei der Integration unterstitzten.
Es gebe in Hannover bereits seit einigen Jahren einen relativ hohen Anteil an Sozialarbeit
und Beratung in viele Bereichen. Zum besseren Verstandnis flige sie noch hinzu, dass das
Geld fur Unterkunft und Verpflegung nicht von den Kommunen kdme, sondern dass es sich
dabei um Durchleitungsmittel des Bundes und des Landes handele. Die Leistungen nach
SGB bekomme die Stadt vom Bund zurilickerstattet. Hinweisen wolle sie auch darauf, dass
es erschreckenderweise in Hannover immer noch Menschen gebe, die seit 2015 in
Geflichtetenunterklinften lebten. Die Menschen seien in den Unterklnften aber gut
untergebracht und gut betreut. Es ware einfacher, wenn man sich irgendwann dafir
entscheiden wirde, die SGB-Mittel entsprechend anzupassen und anzuerkennen, dass die
411 Euro in Gebieten mit entsprechend enger Lage nicht mehr ausreichten. Die Kommune
oder sie selbst kdnne dies nicht entscheiden.

Die Einwohnerin fragt abschlieBend, warum es noch keine Kooperationen mit den
Wohnungsgenossenschaften Gber Kontingente flr Gefllichtete gebe und wann mit
konkreten Kontingenten zu rechnen sei.



Stadtratin Bruns antwortet, dass es bereits eine Verabredung mit der Wohnungswirtschaft
und den Genossenschaften gebe. Die erste Sitzung hierzu habe bereits Ende Februar
stattgefunden. Es sei eine Verpflichtungserklarung von Seiten der
Wohnungsgenossenschaften und der Wohneigentumsanbieter *innen erarbeitet worden, mit
der ein bestimmter Prozentsatz an Wohnungen flr Gefllichtete bereitgestellt werde . Hierzu
habe es Sitzungen mit der Koordinierungsstelle gegeben, die auch die genauen Zahlen
habe. Die Umsetzung laufe Uber die Koordinierungsstelle und den Solidaritats-Scheck.
Diese Wohnungen seien nicht exklusiv fur geflichtete Ukrainer*innen gedacht, sondern
auch fir Gefllichtete, die bereits langer in Hannover seien.

Vorsitzender Biirgermeister Hermann bittet die Einwohnerin darum, bei der
Ausschussbetreuung die Kontaktdaten abzugeben, um so die Detailfragen direkt mit der
Verwaltung zu regeln.

TOP 3.
Genehmigung des Protokolls uiber die 5. Sitzung des Ausschusses fiir Integration,
Europa und Internationale Kooperation am 21.04.2022

Einstimmig

TOP 4.

Antrag der Fraktion DIE LINKE.:Korperliche Unversehrtheit aller Menschen schiitzen,
stadtischen anonymen Behandlungsschein einfiihren

(Drucks. Nr. 0682/2022)

Auf Wunsch der Biindnis 90/Die Griinen in die Fraktionen gezogen

TOP 5.

Forderrichtlinie fur das WIR 2.0-Férderprogramm und Zusammensetzung des WIR
2.0-Kuratoriums
(Drucks. Nr. 0993/2022 mit 2 Anlagen)

Ratsfrau Iri begriiRt zunachst die neuen beratenden Mitglieder und hebt hervor, dass sie
sich sehr freue, heute so viele Personen in Prasenz im Ratssaal zu sehen. In den
vergangenen zwei Jahren habe man pandemiebedingt die Integrationspolitik phasenweise
sehr einsam vorangebracht. Sie hoffe flr die Zukunft auf konstruktive Debatten und freue
sich auch, dass heute die Drucksache zum WIR 2.0 auf der Tagesordnung stehe. Der
Lokale Integrationsplan, den man bislang unter dem Kiirzel LIP gekannt habe, sei durch
Entscheidung der Blrger*innen in WIR 2.0 umbenannt worden. Bei der Besetzung des
Kuratoriums sei es der SPD-Fraktion wichtig gewesen, dass auch die Politik dort vertreten
sei, um gemeinsam mit dem Kuratorium auf die eingehenden Antrage zu schauen und eine
gemeinsame Empfehlung an den Ausschuss vorzubereiten. Im zusammen mit der Fraktion
von Biindnis 90/DIE GRUNEN ausgearbeiteten Anderungsantrag gehe es darum, dass die
Mittel, die fir die Umsetzung des WIR 2.0 angesetzt seien, auch tatsachlich fir Vereine und
Verbande zur Verfligung stiinden. Die Verwaltung habe nach Auffassung der Politik weitere
Madglichkeiten an Mittel heranzukommen. Deshalb habe man den Passus aufgenommen,
dass die Verwaltung die notwendigen Mittel fir ihre Malinahmen im Haushaltsplan



einsetzen solle. Bei den Kleinstprojekten habe man ebenfalls die Politik auch nicht aullen
vor lassen wollen. Daher schlage man als Anderung vor, dass fiir die folgenden Férderjahre
das WIR 2.0-Kuratorium den Ratsgremien eine Empfehlung zum Prozentsatz zur
Beschlussfassung vorlege. Sie bitte um Zustimmung zu diesem Anderungsantrag.

Ratsfrau Neveling begrifRt ebenfalls die beratenden Mitglieder. Sie freue sich, dass der
Ausschuss nun komplett sei und dass mit dem Anderungsantrag die Férderrichtlinie zum
WIR 2.0 auf den Weg gebracht werden kénne. Viele Akteur*innen saflen mit ihren
Projektantragen bereits in den Startléchern. Die auferordentlich gute Zusammenarbeit mit
der Verwaltung in dieser Sache sei bemerkenswert gewesen. Sie hoffe, dass sich dies in
den kommenden Jahren so fortsetze. Die vielfaltigen Fordermoglichkeiten ermdglichten es,
flexibel und individuell auf Projekte und entsprechende Antrage einzugehen. Man hoffe so,
die vielfaltige Projektlandschaft zu unterstiitzen und auszubauen. Wichtig sei es, bei der
Zusammenstellung des Kuratoriums ein ausgewogenes Verhaltnis der verschiedenen
Akteur*innen zu erreichen.

Birgermeister Klapproth richtet sich an die Verwaltung mit einem Lob fiir die
urspriingliche Drucksache. Dennoch kénne seine Fraktion auch den Anderungsantrag voll
und ganz unterstlitzen. Die Intention, dass die Gremien teilweise eingebunden wiirden, sei
aus Sicht der CDU-Fraktion eine gelungene Sache. Er hoffe, dass dies als Basis und
Rahmenprogramm fir den WIR 2.0 diene. Auch er heilde die neuen beratenden Mitglieder
im Ausschuss herzlich willkommen und freue sich auf die Zusammenarbeit.

Ratsherr Rinker dankt Herrn Klapproth fiir das Lob zum Anderungsantrag und duRert, dass
dieses Lob zum einen Teil an die Verwaltung gehe, die auch aus Sicht der Fraktion von
Blndnis 90/DIE GRUNEN sehr gut vorgearbeitet habe. Mit dem Anderungsantrag habe
man versucht an einigen Stellen nachzuscharfen. Es sei wichtig, dass man dies heute
beschliele, da viele Initiativen auf diesen Beschluss warteten, weil damit die Mittel jetzt
freiwlrden. Aus Sicht seiner Fraktion sei es wichtig, dass alle drei Saulen ausreichend mit
Finanzmitteln ausgestattet seien. Auf der einen Seite gebe es die Projektférderung unterteilt
in grolde Projekte und kleine Projekte von kleinerer Initiativen, die sehr unkompliziert
gefordert werden kénnten. Als dritte Sdule gebe es die Sachmittel als Unterstlitzung fur
stadtische Dienstleistungen. Es sei wichtig, auch dies breit zu unterstiitzen, wo es nétig sei.
Er sei froh, dass hierflr Mittel in diesem Jahr im Haushalt eingestellt seien. Seine Fraktion
werde sicher darauf achten, dass dies auch in den Folgejahren ausreichend finanziert
werde, damit es in allen drei Saulen vorangehe.

Ratsfrau Zahl begrif3t auch von Seiten der Fraktion DIE PARTEI & Volt die neuen
beratenden Mitglieder. Auch freue man sich Gber die Drucksache zum WIR 2.0 und zum
Kuratorium. Es sei schade, dass ihre Fraktion bei den funf Sitzen flr die politischen
Gremienvertreter*innen nicht vertreten sei. Sie vertraue aber darauf, dass die externen
Sitze und die Ratskolleg*innen gemeinsam eine gute Arbeit machten.

Vorsitzender Blirgermeister Hermann merkt an, dass man jetzt nur noch auf die
Drucksache zum Ziel- und MaRnahmenkatalog warte, damit es losgehen kénne.

In der durch Annahme der DS 1307/2022 geanderten Form einstimmig beschlossen.



TOP 5.1.

Anderungsantrag zu DS 0933/2022 - Férderrichtlinie fiir das WIR 2.0-Férderprogramm
und Zusammensetzung des WIR 2.0-Kuratoriums

(Drucks. Nr. 1307/2022)

Einstimmig

TOP 6.
Bericht von Dr. Brockmann zum aktuellen Sachstand der Arbeit der
Auslanderbehorde

Anmerkung der Protokollantin:
Dr. Brockmann zeigt eine neunseitige Prasentation, die dem Protokoll als digitaler
Anhang beigefiigt ist.

Dr. Brockmann dankt zunachst fir die Einladung. Er freue sich die Arbeit der
Auslanderbehorde vorstellen zu dirfen, nicht nur um Uber das in den letzten Monaten
Geschaffte zu berichten, sondern auch, weil man sich zurzeit zusammen mit anderen Teilen
der Stadtverwaltung in einer extrem dynamischen und anspruchsvollen Lage befinde. Aus
auslanderbehérdlicher Sicht berichtet zu bekommen, was Themen wie Afghanistan oder der
Angriffskrieg in der Ukraine flr diesen Teil der Verwaltung bedeuteten, sei sinnvoll, um ein
Verstandnis dafiir zu entwickeln, was in der Auslanderbehdrde gemacht werde.
Schwerpunktmafig werde er Gber die Arbeit des Willkommensfachdienstes, also der
Etablierung von Sozialarbeit in den Ortlichkeiten der Ausléanderbehérde, sowie die
Bedeutung der Ukrainekrise flr die Arbeit in der Auslanderbehdrde berichten. Er unterteile
seinen Bericht in Gegenwart und Zukunft. Aus der Gegenwart berichte er, wie es um den
Willkommensfachdienst bestellt sei und wie man mit der Digitalisierung in der
Auslanderbehoérde voranschreite. Abschlieliend gebe er einen Ausblick, wie die Arbeit 2023
weitergehen kdnne.

Die Auslanderbehérde verflige tUber 140 Stellen, von denen rund 120 besetzt seien. Man
habe in der Auslanderbehérde, wie in beinahe jedem anderen Bereich der Stadtverwaltung,
mit Fachkraftemangel zu tun und tue sich gelegentlich schwer, Stellen zu besetzen. Die 140
vorhandenen Stellen seien nach Fachlichkeiten in acht Teams aufgeteilt. Im allgemeinen
Kund*innenservice verflige man Uber die meisten Mitarbeiter*innen, unterteilt in drei Teams
mit ungefahr jeweils 17 Stellen. Weitere Bereiche seien ,Verfligung und Ruckfliihrung®,
,Einburgerung®, ,Einreise“ und der ,Service fur Fachkrafte und Studierende®. Die
Mitarbeiter“innen seien flr ungefahr 84.000 Menschen in Hannover zustandig. Das bedeute
nicht, dass es jahrlich die gleiche Anzahl an Vorsprachen oder Anliegen gebe. Der
Vorsprachedruck der Kund*innen sei extrem unterschiedlich und die Vorsprachen fanden in
extrem unterschiedlicher Frequenz statt. Bei der Auslanderbehoérde handele es sich um eine
eher dynamische Behérde, da man jeden Tag mit neuen Rechtsfragen und sehr
individuellen Schicksalen zu tun habe. Er nenne in diesem Zusammenhang die erst vor
kurzem und erstmalig in Kraft gesetzte Massenzustrom-Richtlinie und die damit
einhergehende Anwendung des § 24 Aufenthaltsgesetz. Es gebe dazu bislang auch noch
keine Anwendungshinweise oder -richtlinien. Er betone, dass sich Hannover hier relativ gut
geschlagen habe. Auch andere Rechtsordnungsanderungen auf europaischer oder
deutscher Ebene, sei es durch Erlasslage des Landes Niedersachsen oder durch im
Koalitionsvertrag angestrebte Gesetzesanderungen auf Bundesebene, lielken das
Auslanderrecht keine Woche lang gleich sein. Im Behdérdenalltag gebe es zwar ein
gewisses Regelgeschaft, aber man hange auch hier sehr von externen Einflissen ab. Wenn
beispielsweise sogenannte Passlbertrage anstiinden, weil auslandische Papiere



gleichzeitig abliefen, dann seien auch die Auslanderbehérden im Bundesgebiet davon
betroffen, da dann auch der deutsche Aufenthaltstitel aktualisiert werden misse.
Fluchtbewegungen, wie beispielsweise aus Afghanistan, die Unterbringung und Behandlung
afghanischer Ortskrafte oder aktuell die Ukrainekrise liel3en die Arbeit in der
Auslanderbehoérde ganz sicher nicht langweilig werden.

Zum gewinschten Berichtsgegenstand des Willkommensfachdienstes kdnne er mitteilen,
dass sich dahinter ein Konstrukt verberge, dass ein bedarfsgerechtes Reagieren erlaube.
.Fachdienst sei der Fachbegriff fir die Zusammenarbeit mehrerer
Verwaltungsdienstleistungen. Es gehe darum, Menschen aus dem Ausland willkommen zu
heillen und dies nicht nur aus auslanderbehérdlicher Sicht im Hinblick auf Titelerteilung,
Ubergangsbescheinigungserteilung oder Arbeitserlaubnis und Information tiber einen
Einblrgerungsantrag, sondern auch mit allem, was sonst noch dazu gehdére. Der
Willkommensfachdienst sei wichtig, da Auslander*innen, die Kontakt zu Behérden in
Hannover suchten, haufig zunachst die Auslanderbehérde aufsuchten, dabei aber viel mehr
als nur auslanderrechtliche Fragen artikulierten. Fir diese Fragen der Alltagsbewaltigung
seien die Mitarbeiter*innen der Auslanderbehoérde jedoch nicht ausgebildet. Als Beispiele
nenne er Fragen nach Kitaplatzen, Verweisberatung in Gewaltschutzangelegenheiten oder
die Hilfestellung beim Schreiben von Bewerbungen. Seit September 2021 habe man
hierlber regelmafig Statistiken gefiihrt und ausgewertet. Der Willkommensfachdienst sei
im Prototypen im August 2021 eingerichtet worden. Vor Einsetzen des Ukrainekrieges seien
im Schnitt 75 Gesprache im Monat geflihrt worden, und zwar sowohl von
Sozialarbeiter*innen der Landeshauptstadt Hannover als auch von Seiten
zivilgesellschaftlicher Akteure wie des Deutschen Roten Kreuzes, der Caritas, der Diakonie,
der Arbeiterwohlfahrt, von Kargah e.V. und seitens der Landsmannschaft der Deutschen
aus Russland. Haufig kénnten die Fragen nicht abschliel3end in der Auslanderbehdrde
bearbeitet werden, so dass es auch darauf ankomme, den richtigen Verweis oder den
richtigen Ansprechpartner zu nennen. Die Sozialarbeiterinnen vor Ort zu wissen, stelle
einen grofRen Vorteil dar, sowohl fir das Arbeitsklima als auch fir die Klient*innen, die jeden
Tag in die Behdrde kdmen. Er hebe hervor, dass die Kolleg*innen in der Sozialarbeit sehr
zugewandt und sehr pragmatisch vorgingen. Er nehme keinen Unterschied zwischen
zivilgesellschaftichen und stadtischen Mitarbeiterinnen wahr. Der Auftrag sei gleichwohl ein
anderer und die Unabhangigkeit der zivilgesellschaftlichen Vereine und Verbande misse
herausgestellt werden. Dennoch arbeiteten sie Schulter an Schulter mit den stadtischen
Mitarbeiterinnen zusammen. Wer den Fall Gbernehme richte sich pragmatisch nach den
angefragten Themen und der speziellen Expertise der anwesenden Personen und
Institutionen bzw. Vereine. Das System funktioniere in der alltdglichen Praxis extrem gut.
Sowohl die Stadt als auch die Zivilgesellschaft gaben dabei ihre Identitat nicht auf, stellten
sie aber immer dann zurick, wenn es um den Dienst am Kunden gehe. Seit
Kriegsvertriebene aus der Ukraine ein Thema in der Auslanderbehdrde seien und damit
auch im Willkommensfachdienst, habe sich die Arbeit dort gedndert. Die Auslanderbehdrde
und somit auch der Willkommensfachdienst arbeiteten seitdem in Doppelschichten. Somit
sei immer sprachkompetente Sozialberatung vor Ort. Wahrend man sich vor drei Monaten
noch darum gekiimmert habe, saubere Statistiken zu fihren und Bedarfsanalysen zur
Weiterentwicklung des Willkommensfachdienstes zu erstellen, sei es nun vor allem wichtig,
genugend Personen, Sprachkompetenz, Sitzplatze oder Wasser vor Ort zu haben, um den
Menschen die Angst vor der Auslanderbehérde zu nehmen. Daher kdnne er momentan
keine aktuelle Statistik prasentieren. Man kdnne aber davon ausgehen, dass sich die
Vorsprachen mehr als verdoppelt hatten. Es sei zu keinem Moment so, dass jemand aus
dem Willkommensfachdienst nichts zu tun habe. Fir den Willkommensfachdienst gebe es
auch eine Perspektive. Momentan sei es so, dass den Sozialarbeiter*innen fir Beratung am
Platz drei Arbeitsplatze im Erdgeschoss der Auslanderbehérde im sogenannten
Kund*innencenter, zur Verfiigung stiinden. Es gebe aber immer einmal wieder
Gesprachsbedarfe, die man nicht in einem offenen Kund*innencenter flihren wolle. Hier



mache man momentan eine Verweisberatung zu externen Beratungsstellen. Die
Auslanderbehoérde kénne zukiinftig auch Raume flr Individualberatungssituationen zur
Verflgung stellen, um so spontan auf die Bedarfe vor Ort reagieren zu kénnen. Der
Willkommensfachdienst vor Ort funktioniere seit September 2021 und der Bedarf fir die
Beratung vor Ort bestehe. Hier werde ein sinnvoller Beitrag geleistet und geholfen, sowohl
intern, als auch behoérdenextern. Wenn man dies mit der ganz besonderen Leistung, die die
Kolleg*innen jeden Tag seit Ende Februar vor Ort erbrachten, in den Kontext setze, kénne
man konstatieren, dass der Willkommensfachdienst der Landeshauptstadt Hannover ein
sinnvoller und voller Erfolg sei und bleiben werde.

Im Weiteren werde er auf die Verbesserung der Behdrdenablaufe in der Auslanderbehérde
eingehen. Als Beispiel nenne er hier die offiziell seit einem Jahr vorangetriebene
Digitalisierung. Er rechne damit, bis Ende 2023 komplett digital arbeiten zu kénnen. Noch
vor einem Jahr habe die Digitalisierungsquote in der Behdrde bei ca. 6,5 Prozent gelegen,
inzwischen habe man knapp 50 Prozent des Aktenbestandes digitalisiert und in
Dokumentenmanagementsysteme Uberfihrt. Wenn man bedenke, dass es 84.000 aktive
Falle in Hannover gebe, aber auch circa die gleiche Anzahl an Altfallen, die man
aufbewahren musse, erkenne man, dass es viel praktischer sei, wenn die Akten digital
vorlagen. Fur die Mitarbeiter*innen bedeute dies eine bessere Auskunftsfahigkeit am Platz
sowie mehr Arbeitseffizienz durch Einsparung von Wegen zum Aktenziehen. Auch die
Blros wirden somit ein wenig gréf3er, da ungefahr 35 Prozent der Akten in den Biros der
Sachbearbeiter*innen aufbewahrt wiirden. Nach erfolgter Digitalisierung kénne man somit
auch Arbeitsplatze zusatzlich besetzen. Einrdumen miusse er, dass es mit den
Terminvorlaufen weiterhin Probleme gebe. Innerhalb von eineinhalb Jahren hatten sich die
Terminvorlaufe bis auf sehr wenige Ausnahmen zwar verkirzt. So habe sich bei den
Passtbertragen der Terminvorlauf innerhalb von fiinf Monaten von 26 auf acht Wochen
verkurzt. Die Vorlaufzeiten im Bereich Fachkrafte und Studierende sei von 24 auf 12
Wochen gesunken. Bis zum Beginn der Ukrainekrise sei man bei den sogenannte Altfallen
(Ersterteilungsfallen), bei denen es mit der Titelerteilung auch um die Festlegung einer
Arbeitserlaubnis gehe, von Vorlaufzeiten von elf Wochen auf teilweise 1,5 Wochen
heruntergekommen. Dies seien alles noch keine perfekten Zahlen. Bei einem der
Kerngeschafte der Auslanderbehdrde, den formalen Titelverlangerungen, warte man immer
noch mehr als 20 Wochen auf einen Termin. Dies bedeute aber nicht, dass die Kund*innen
solange ohne Titel seien, in dieser Zeit gelte vielmehr eine sogenannte
Fiktionsbescheinigung. Diese bescheinige, dass bis zum Termin der alte Titel fortgelte. Dies
sei nicht immer befriedigend, weil damit Einschrankungen verbunden seien. Man misse
auch haufig Arbeitgebern erklaren, dass diese Bescheinigung rechtlich nichts Schlechteres
sei als ein Aufenthaltstitel. Aber auch in diesem Bereich seien die Vorlaufzeiten bereits
gesunken. Die Auslanderbehoérde sei weiterhin extrem darum bemdiht, die Vorlaufzeiten hier
weiter zu senken, was jedoch in den kommenden zwei Wochen nicht mdglich sein werde
aufgrund der Zusatzbelastungen, die auf das Personal wegen der Ukrainekrise momentan
einprasselten.

Im Folgenden werde er Uber die Bemihungen zur Bewaltigung der Ukraine-Krise vortragen.
Der Aufwand, den die Auslanderbehorde wie auch andere Behorden, hierbei betrieben, sei
nicht nur aller Ehren wert, sondern auch eine nachvollziehbare Erklarung dafiir, dass man in
den kommenden zwei Wochen einen Sprint in anderer Sache einlegen misse. Seit Beginn
des Krieges Ende Februar habe die Auslanderbehérde zusatzliche Termine vergeben. Das
funktioniere, weil man zum einen externes Personal rekrutiert habe. Zum anderen hatten
zahlreiche Mitarbeitende auf freiwilliger Basis das arbeitsrechtlich zulassige Maximum an
Uberstunden angeordnet bekommen und arbeiteten nunmehr in zwei Schichten. Bis zum
Juni rechne man mit bis zu 7.000 zusatzlichen Aufenthaltstitelerteilungen. Bis heute habe
man 4.300 Titel erteilt. Diese gestatteten die Erwerbstatigkeit und verpflichteten aus
Quotierungsgrinden, die Land und Bund vorschrieben, zu einer Wohnsitznahme in der
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Landeshauptstadt Hannover. Zusammen mit anderen Behérden und
Querschnittsfachbereichen habe man extremen Aufwand betrieben, dies zu ermoglichen.
Es seien externe Behordenstandorte sowohl auf dem Messegelande, als auch jingst in der
LeinstralRe eingerichtet worden. Zudem sei zusatzliches Personal und EDV-Ausstattung zur
Verflgung gestellt worden. Dies bedeute einen gro3en Koordinierungsaufwand auch mit
anderen Behdrden. Man stehe im standigen und nicht immer leichten Austausch mit dem
Land Niedersachsen, wenn es um zukiinftige Verteilungsentscheidungen gehe. Eng
zusammengearbeitet werde auch mit der Polizei und den Landesaufnahmebehdrden, um
die gesetzlichen Anforderungen an die Titelerteilung zu erfiillen. Fir die Einrichtung der
Koordinierungsstelle spreche er dem Dezernat Il ein grolies Kompliment aus. Hier habe
seine Behorde Informationen zugeliefert. Die Koordinierungsstelle unterhalte einen
hervorragenden mehrsprachigen Informationspool. Die Auslanderbehérde habe eigene
Informationsvordrucke vor Ort und zusatzliche Dolmetschkapazitaten sowie
Sondereinsatzzeiten geschaffen. Der Parallelbetrieb auf dem Messegelénde, der LeinstralRe
und im Kund*innencenter des Hannover Service Center, immer dann, wenn die
Auslanderbehoérde ansonsten nicht gedéffnet sei, sei notwendig, gehe aber weit Uber das
normale Obligo einer Behoérde hinaus. Dies misse geleistet werden, da Hannover durch die
Umristung des Messebahnhofs in einen Hub und die Zurverfiigungstellung von zwei
Messehallen sehr schnell reagiert habe und zudem eine infrastrukturell glinstig
angebundene Lage und exponierte Stellung habe. Ein Grofteil der Gefllichteten aus der
Ukraine habe mittlerweile die Messehallen erfolgreich in andere Wohnsituationen verlassen.
Die Messehallen seien nach seinem Kenntnisstand derzeit geleert. Die Arbeitsbelastung der
Auslanderbehérde habe sich bezogen auf die reinen Erteilungszahlen in den letzten zwei
Monaten ungefahr verdoppelt. Die Auslanderbehdrde habe bereits rund 1.200 bis 1.300
Falle auf dem Messegeléande abschliellen kdnnen. Durch die mittlerweile erfolgte Leerung
der Hallen habe sich zum einen die Unterbringungssituation der Menschen verbessert, sie
bringe aber auch einen gestiegenen Angebotsbedarf im Stadtgebiet mit sich. Darauf sei mit
der Inbetriebnahme eines ehemaligen Behérdengebaudes an der Leinstralle 14 reagiert
worden. Dieses Gebaude sei durch Renovierungs-, Brandschutz und EDV-Arbeiten
innerhalb von eineinhalb Wochen hergerichtet worden. Man biete hier nun die gleichen
Dienstleistungen an, die man zuvor auf dem Messegelande vorgehalten habe. Der Standort
LeinstralRe funktioniere und sei ein Erfolgsmodell, selbst wenn der Vorsprachedruck beim
Sozialamt und der Auslanderbehdrde weiter grold sei. Die Vertriebenen aus der Ukraine
hatten kurze Wege und missten nur die Leinstralle ansteuern. Der Standort sei leicht zu
finden, behérdengeeignet und versetze die Stadt in die Lage, das Regelgeschaft an den
sonstigen Standorten einigermalien aufrecht zu erhalten. Fir die Auslanderbehérde kdnne
er sagen, dass solch ein Zusatzaufwand nicht spurlos an einer Behérde voribergehe, selbst
wenn man externes Personal und Auszubildende einsetze und Nachwuchskrafte zuordne.
Zu bertcksichtigen sei auch, dass Einarbeitungszeit und Zeit fir Rickfragen eingeplant
werden muissten. Die Einarbeitungszeit fir die Erteilung von Aufenthaltstiteln umfasse
beispielsweise vier Einheiten a acht Stunden. Auf den Umgang mit Sonderfallen werde man
hierdurch aber nicht vorbereitet. Hierfiir benétige man erfahrenes Personal, das schon
lange und qualifiziert die Tatigkeit ausibe. Die Landeshauptstadt schlage sich
vergleichsweise gut und schaffe es, 95 Prozent des Tagesgeschéfts aufrecht zu erhalten
und gleichzeitig die Zusatzbedarfe zu decken. Seit Anwendung des § 24 Auslandergesetz
und der entsprechenden Erteilung von Aufenthaltstiteln mit zweijahriger Gultigkeit an
Gefluchtete aus der Ukraine stelle die Auslanderbehérde wochentlich zwischen 1.2000 und
1.400 Aufenthaltstitel aus. Zuvor seien es ca. 750 Titel gewesen.

Zum Abschluss kénne er konstatieren, dass es gut laufe, besser werde, aber noch besser
sein kénne. So habe die Auslanderbehdrde weiterhin vakante Stellen, deren Besetzung eine
grolde Herausforderung darstelle. Man habe deswegen erstmals im letzten
Bewerbungsverfahren fir den mittleren Dienst auch die Bewerbung von
Quereinsteiger*innen zugelassen. Gleichwohl sei dies nicht der Weisheit letzter Schluss, da

-11 -



Verwaltungsausbildung ihren Wert habe, insbesondere, wenn es darum gehe, komplexe
Rechtsmaterien sicher anzuwenden. Die Méglichkeit der Rekrutierung von
Quereinsteiger*innen fihre somit auch nicht immer zum Erfolg. Bei der Digitalisierung der
Auslanderbehoérde stehe sowohl die Einflihrung der E-Akte an, als auch die Umsetzung des
Online-Zugangsgesetzes, dass Burger*innnen den Zugang zu vielen
Servicedienstleistungen der Kommunen und Lander vereinfachen solle. Das Land
Brandenburg habe einen Prototyp flir ein Verfahren entwickelt, wie in nicht allzu ferner
Zukunft Aufenthaltserlaubnisse online beantragt werden kénnten. Nach seinem letzten
Kenntnisstand funktioniere die Online-Beantragung in Brandenburg ganz solide. Die
Zusammenarbeit in diesem Bereich geschehe nach dem Prinzip Einer-fir-alle — EfA*, was
bedeute, dass ein Land pilotiere und alle anderen dann Gberndhmen. Auch der
Willkommensfachdienst solle noch weiter ausgebaut werden, da die gemeinsame Sozial-
und Verwaltungsarbeit nebeneinander sowohl der Arbeitsatmosphare vor Ort als auch den
Kund*innen helfe. Abschlielend konstatiere er, dass sich die Auslanderbehorde, was den
quantitativen wie den qualitativen Aufwand angehe, in einer Hochphase befinde. Positiv
konne man noch erwahnen, dass der Rechtskreiswechsel am 1.6.2022 stattfinden werde.
Dies erfordere zuvor die Erteilung eines Aufenthaltstitels und den Eintrag im
Auslanderzentralregister. Die Jobcenter sahen dies als eine zwingende Voraussetzung flr
eine Leistungsberechtigung an. Es gebe Gesprache sowohl auf sozialer wie auf
auslanderrechtlicher Ebene, wie man sich hier im Notfall méglichst elastisch zeigen kénne.
Erstes Ziel misse sein, dass niemand durchs Raster falle, weil er noch keinen Termin
bekommen habe. Er sei sehr zuversichtlich, dass dies funktionieren werde. Es sehe so aus,
als kbénne man alle derzeit bekannten Ukrainer*innen in der Landeshauptstadt bis zum
avisierten Zeitpunkt auslanderrechtlich erfassen.

Der Ausschussvorsitzende Biirgermeister Hermann ubergibt die Sitzungsleitung an
seinen Stellvertreter Ratsherrn Déring.

Ratsherr Kelich erkennt an, dass allein die berichteten Zahlen schlichtweg beeindruckend
seien. Die Mitarbeiter*innen der Auslanderbehdrde bewegten sich in einer sehr
anspruchsvollen Materie. Man durfe nicht vergessen, dass den Mitarbeitenden die
personlichen Schicksale der Kund*innen auch nahegingen. Daher bitte er darum, an die
Mitarbeiterinnen den Dank seiner Fraktion flir dieses herausragende Engagement
weiterzugeben. Die geleistete Arbeit sei wirklich beeindruckend. Er betone dies
insbesondere vor dem Hintergrund von Berichten, die man in der letzten Zeit habe lesen
kénnen und in denen die Arbeit der Auslanderbehdrde véllig zu Unrecht kritisiert worden sei.
Das Geleistete sei alles andere als Dienst nach Vorschrift. Er halte es auch fur richtig, dass
nach Schliefung des Messestandortes die Leinstralle wieder aktiviert worden sei. Man
kénne wahrnehmen, dass dort immer sehr viel Betrieb herrsche. Viele Anliegen der
Kund*innen seien nicht mit einem einzigen Termin erledigt. Er bitte um eine Einschatzung,
wie viele Kontakte eine Person fiir die Erledigung ihrer Angelegenheiten bendétige. Er
wulnsche der Auslanderbehérde und ihren Mitarbeitenden alles Gute und bitte um Mitteilung,
wenn seitens der Ratspolitik etwas zur Unterstlitzung getan werden kdnne.

Dr. Brockmann dankt Ratsherrn Kelich fur die Anerkennung und bestatigt, dass die Arbeit
nicht immer einfach sei. Es sei gut, richtig und wichtig, die Kolleg*innen zu loben, die jeden
Tag prasent seien, Uberstunden machten und auch samstags aufarbeiteten, was in der
Woche nicht geschafft worden sei. Auf die Frage nach der Anzahl der notwendigen
Behdrdenkontakte schatze er, dass allein aus ordnungsrechtlicher Sicht tGber den Zeitraum
eines Jahres ungefahr sechs Vorsprachen nétig seien. Diese hatten zu erfolgen beim
Sozialamt oder beim Jobcenter, zudem ein Termin bei einer Meldebehorde zur
Wohnsitzanmeldung. Fir die aus der Ukraine Gefllichteten entfalle dieser Termin nunmehr,
weil Mitarbeiter*innen der Auslanderbehdrde den Meldebogen entgegennahmen. Ein oder
zwei weitere Termine wirden im Familien-Service-Blro bendtigt, um sich hinsichtlich Kita
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oder Schule beraten zu lassen. Hinzu kdmen ein oder zwei Termine bei der
Auslanderbehoérde, um den entsprechenden Status zu erlangen.

Ratsfrau Iri aul3ert ebenfalls ihren herzlichen Dank an Dr. Brockmann fir sein Erscheinen
und den aktuellen Bericht, den er trotz der vielen Arbeit in der Auslanderbehodrde haben
einrichten kénnen. Auch aufgrund der letzten Presseberichte sei es wichtig, dass die
Auslanderbehoérde die Moglichkeit erhalte, ihre Arbeit anders darzustellen. Dennoch habe
sie einige Fragen. Zum einen erkundige sie sich, ob die Antrage der Menschen aus der
Ukraine zeitnah bearbeitet wiirden und wenn ja, was zeitnah bedeute. Des Weiteren frage
sie, ob die Mitarbeiter*innen aufgrund der hohen Anzahl der Antrage derzeit unter Zeitdruck
stiinden und wo genau dieser entstehe. Sie bitte um eine Einschatzung, wie es den
Ukrainer*innen mit dem deutschen Behdrdensystem gehe und wie Hannover gegeniiber
anderen Kommunen dastehe. Der Willkommens-Fachdienst sei eine gute Sache und es
ware gut, diesen permanent weiterzuentwickeln. Sie frage diesbeziglich nach den
konkreten Zukunftsplanen.

Dr. Brockmann antwortet auf die Frage nach der zeitnahen Bearbeitung der Antrage, dass
die Auslanderbehorde auf Initiative der Landeshauptstadt Hannover gliicklicherweise in die
Position geraten sei, Aufenthaltstitel als sogenannte Aufkleber zu erteilen. Dies sei etwas
Besonderes, da normalerweise die diversen Aufenthaltstitel im Scheckkartenformat
vergeben wirden. Fur die Beantragung, Ausstellung und Aushandigung eines solchen
Ausweises seien in der Regel mehrere Termine nétig. Dieser misse zudem zunachst in der
Bundesdruckerei produziert werden. Betroffene warteten daher sechs bis sieben Wochen
auf die Lieferung des Ausweises, um dann einen Termin zur Aushandigung zu bekommen.
Auf Initiative einiger Kommunen, darunter der Landeshauptstadt Hannover, sei es gelungen,
auf Landesebene das Interesse zu platzieren, beim Bundesinnenministerium eine
Ausnahmeregelung zu erwirken. Fur die Gruppe der Vertriebenen aus der Ukraine sei es
nunmehr moéglich, Aufkleber mit den glltigen Daten des Aufenthaltes und den
Nebenbestimmungen zur Arbeitsaufnahme und Wohnsitznahme vor Ort auszudrucken. Es
handele sich um individualisierbare Tragervordrucke, die in den Pass, Passersatz, Ausweis
oder Ausweisersatz geklebt wiirden und im Termin nach ungefahr zehn Minuten, wenn die
Identitat der Vertriebenen geklart sei, ausgestellt werden kénnten. Weitere Termine fir die
Erteilungen in der Auslanderbehdrde kénnten so entfallen. Dies helfe sehr.

Birgermeister Hermann iibernimmt wieder den Vorsitz.

Die Landeshauptstadt Hannover sei seines Wissens die erste Kommune
niedersachsenweit, wenn nicht sogar bundesweit, die von dieser Mdglichkeit Gebrauch
gemacht habe. Er kénne also bestatigen, dass Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels
fur Vertriebene aus der Ukraine zeitnah innerhalb von neun bis fliinfzehn Minuten bearbeitet
wlrden. Es sei nicht von der Hand zu weisen, dass die Mitarbeitenden dabei unter Zeitdruck
stdnden, auch wenn es ein gut funktionierendes und gut gesteuertes Terminvergabesystem
gebe. Sowohl fir Kund*innen im Regelgeschaft als auch fir Vertriebene aus der Ukraine
wurden stundenweise Einlasskorridore gebildet, damit es nicht zu Schlangenbildung und
langen Wartezeiten komme. Pro Stunde wirden je nach Standort um die 50 Personen
eingelassen. Der Zeitdruck entstehe sowohl auf Mikroebene vor Ort, als auch auf
Makroebene aufgrund des Rechtskreiswechsels zum 1.6.2022, bis zu dem alle
Titelerteilungen flr Vertriebene aus der Ukraine bearbeitet sein sollten. Auf die Frage nach
dem Bekanntheitsgrad des deutschen Behérdensystems bei den Menschen aus der
Ukraine, kénne er sagen, dass das hochkomplexe deutsche bzw. hannoversche
Behdrdensystem den Menschen nicht bekannt sei. Es sei schwer zu verstehen, wo welcher
Antrag richtigerweise in welcher Form zu stellen sei. Dank des Willkommensfachdienstes
und des Integrationsmanagements vor Ort kdnne darauf reagiert werden. Auch die
Mitarbeiter“innen der Auslanderbehérde wiirden Auskunft geben. Positiv komme hinzu,
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dass insbesondere am Standort Leinstralle, die Wege kurz seien. Zur Weiterentwicklung
des Willkommensfachdienstes kdnne er sagen, dass geplant sei, zusatzliche raumliche
Kapazitaten zu schaffen. Dies sei mdglich, da durch die Digitalisierung Aktenrdume und
Platz in den Biros frei wirden. Auch eine fachliche Weiterentwicklung sei geplant, um ein
diverseres und breiteres Angebot zu haben. Dies kdnne zum einen im Rahmen von
Thementagen umgesetzt werden oder durch Anwesenheit weiterer Akteur*innen vor Ort. Er
denke hier beispielsweise an das Jobcenter, an Kontaktbeamte der Polizei oder an
Mitarbeiter*innen von Frauenhausern. Ein grofRes Ziel sei es, themendiverser aufgestellt zu
sein und sichtbarer zu werden. Momentan komme ein grof3er Teil der Beratungen vor Ort
spontan durch Verweise der Mitarbeiter“innen der Auslanderbehérde oder durch aktive
Ansprache seitens der Sozialarbeiter*innen vor Ort zustande. Dies seien zwei gute
Zusteuerungsmechanismen, ein dritter kénne sich durch einen erhdéhten Bekanntheitsgrad
des Willkommensfachdienstes ergeben.

Herr Faridi dankt ebenfalls fiir den Bericht und auldert, dass er auf die prekare Situation der
internationalen Studierenden aus der Ukraine hinweisen wolle, die tber keinen ukrainischen
Pass verfiigten. Sie missten oftmals einen Asylantrag stellen, was sehr langwierig und
auch riskant sei, da dies mit einer Abschiebung enden kénnte. Die Auslanderbehérde sei
auch fiir diese Personengruppe die erste Anlaufstelle. Er frage, wie man damit umgehe und
wie man sich die Zukunft dieser Personen vorstellen kénne. Viele standen beispielsweise
kurz vor dem Studienabschluss.

Dr. Brockmann bestatigt die Probleme dieser Gruppe und sagt, dass er bei der
Beantwortung etwas verallgemeinern werde, indem er die gesamte Gruppe der
sogenannten Drittstaatler*innen aus der Ukraine berilicksichtige. Aus seiner Perspektive
handele es sich zahlenmalfig um ungefahr 300 Studierende, die einem Drittland
angehdrten, und ungefahr 700 Personen, die nicht Studierende seien und einem Drittland
angehorten. Die Handhabe der kommunalen Auslanderbehérden sei hier klein. Es gebe
einen relativ klar formulierten Rechtsrahmen, wie mit dieser Personengruppe umzugehen
sei. Momentane Rechtslage sei, dass Personen mit einem Daueraufenthaltstitel fir die
Ukraine Personen gleichgestellt seien, die Uber einen ukrainischen Pass verflgten. Dabei
kénne es sich um Aufenthaltszeiten vergleichbar mit den Voraufenthaltszeiten flr eine
Niederlassungserlaubnis in Deutschland handeln. Es gebe auch Einzelfélle, in denen eine
Anerkennung von Daueraufenthalten schon ab flnf Jahren, im extremen Einzelfall schon ab
drei Jahren als Daueraufenthalt gelten kénnten. Dann kénne es, entsprechend der auf
Bundesebene beschlossenen Gesetzessystematik, sein, dass diese Personen wie
vertriebene Ukrainer*innen behandelt wirden und einen Aufenthaltstitel nach § 24 erhalte,
der die Erwerbstatigkeit erlaube und damit das Studium einschliel3e. Problematisch sei es in
der Tat fir Menschen, die nur einen Kurzaufenthaltstitel in der Ukraine besessen hatten
Uber beispielsweise ein Jahr oder ein halbes Jahr. Die Auslanderbehérde sei dazu
angehalten hier den bundesgesetzlichen Regeln zu folgen und andere Aufenthaltsrechte zu
prifen. Fur diese Personengruppe sei kein Extra-Aufenthaltsrecht geschaffen worden.
Gleichwohl sei es natlrlich mdglich, die normalen studentischen Aufenthaltsrechte nach §
16 ff Aufenthaltsgesetz fiir ein Fortsetzungsstudium in Deutschland zu prifen. Hier sei es
von entscheidender Bedeutung, ob die bisher im Studium erbrachten Leistungen
anerkennungsfahig seien, was wiederum nicht die Auslanderbehoérde priife, sondern
Behorden wie die Prifungsamter der Universitaten. Wenn hier eine Positivprognose
hinsichtlich der Anerkennungsfahigkeit gegeben werde, seien die Auslanderbehérden
angehalten, entsprechende Aufenthaltsrechte zu prifen und zu erteilen.

Vorsitzender Biirgermeister Hermann kindigt an, dass weitere Fragen an Dr. Brockmann

zunachst gesammelt wirden und diese anschlieend zusammenfassend beantwortet
werden sollten.
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Ratsherr Rinker dankt von seiner Seite und im Namen seiner Fraktion fiir den
ausfiihrlichen und anschaulichen Bericht, der ihn angesichts der Fulle der Aufgaben, die die
Auslanderbehoérde mit nur 120 besetzten Stellen bewaltige, sehr beeindruckt habe.
Gleichwohl wolle er fragen, ob Dr. Brockmann die Sorge nachvollziehen kénne, dass
zumindest die Gefahr bestehe, dass, aufgrund des erheblichen Mehraufwandes durch die
grofde Anzahl von Gefllichteten aus der Ukraine, die bereits zuvor bestehende Arbeit fir alle
anderen Gefllichteten nicht ein Stiickweit zu kurz kommen kénne. Es sei dargestellt worden,
dass Bearbeitungszeiten verkilrzt worden seien. In gewissen Bereichen bestiinden aber
immer noch lange Bearbeitungszeiten und in Einzelfallen komme es vor, dass sich
Bearbeitungszeiten so stark verlangerten, dass Aufenthaltstitel nicht rechtzeitig verlangert
werden kénnten mit all den bekannten negativen Folgen, wie beispielweise dem Wegfall der
Arbeitserlaubnis und damit Jobverlust. Uber die individuelle Notfallsituation hinaus seien
dann viele weitere Behoérden involviert mit Rlickabwicklungen, wie beispielsweise das
Jobcenter und die Krankenkassen, wodurch ein Mehraufwand auf ganz unterschiedlichen
Ebenen entstehen kdnne. Seine Frage sei, ob und in welcher Form es MalRnahmen gebe,
um in solchen Einzelfallen ganz unburokratisch zu handeln und solche Notlagen zu
verhindern.

Ratsherr Klapproth sagt, dass er die gleiche Frage habe wie Herr Rinker.

Ratsherr Ramani weist auf eigene Erfahrungen vor mehr als 20 Jahren mit der
Auslanderbehérde hin und betont, dass er sich sehr Uber die Veranderungen der letzten
Jahre freue, die ihn beeindruckt hatten. Begriffe wie ,Willkommenskultur® oder ,Welcome
Center” waren damals utopisch gewesen. Jetzt seien sie Realitat. Er wisse, dass der
Bereich der internationalen Studierenden kein einfacher Bereich sei. Innerhalb dieser
Gruppe gebe es unterschiedliche Aufenthaltstitel und Probleme, die berticksichtigt werden
mussten. Die Mitarbeiter*innen der Auslanderbehorde seien auch Menschen, die nicht 24
Stunden zur Verfliigung standen, um einen Aufenthaltstitel nach dem anderen zu vergeben.
Am Bericht von Dr. Brockmann habe er geschatzt, dass die Realitat im Vordergrund
gestanden habe und auch Schwierigkeiten benannt worden seien. Er begriiRe es, dass ein
Rahmen fur die Einstellung von Quereinsteiger*innen geschaffen worden sei. Die sei in der
Vergangenheit immer wieder ein Anliegen der Politik gewesen. Er hoffe, dass dieses
Beispiel in Zukunft auch in anderen Bereichen der Verwaltung Schule machen werde. Er
wulnsche der Stadtverwaltung und der Auslanderbehérde mehr mehrsprachige und
internationale Mitarbeiter*innen. Es gebe einen Pool von internationalen
Hochschulabsolvent*innen und Fachkraften und es ware gut, diese Personen bei den
Stellenbesetzungen zu berlcksichtigen.

Ratsherr Jeng dankt ebenfalls fiir die Arbeit von Dr. Brockmann in der aktuellen
herausfordernden Zeit. Er begriRe die Weiterentwicklung der Auslanderbehérde in den
vergangenen Jahren hin zu mehr Willkommenskultur im weitesten Sinne und grundsatzlich
auch zu einem menschlichen Verhalten. Immer wieder angesprochen worden sei er in
Bezug auf die Nichtanerkennung von medizinischen Abschllissen. Es gehe insbesondere
um die Nichtanerkennung von medizinischen Studiengangen einer nordzypriotischen
Universitat, die in der Vergangenheit wohl anerkannt worden seien. Er frage, ob Herrn Dr.
Brockmann dieses Thema bewusst sei und ob er einschatzen kdnne, ob sich diesbeziiglich
etwas geandert habe. Ansprechen wolle er auch das Thema der Uberlastung der
Mitarbeiter“innen der Auslanderbehdrde. Es habe mehrere Presseartikel gegeben und auch
der Gesamtpersonalrat habe sich dazu geaufert. Hier gingen Dank und die Identifizierung
von Problemen Hand in Hand. Er frage, ob es stimme, dass Mitarbeiter*innen vor
Erschopfung zusammengebrochen seien, und was in den Prozessen getan werden kbnne,
um die Uberlastung der Mitarbeiter*innen zu bekdmpfen.

Frau Mohammadi dankt Herrn Dr. Brockmann und den Mitarbeiter*innen der
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Auslanderbehoérde flr deren sehr gute Arbeit. Sie verstehe, dass die derzeitige Situation
sehr aullergewohnlich sei. Als Mitarbeiterin des Flichtlingsrates erfahre sie, dass taglich
Menschen anriefen, die entweder im Asylverfahren seien, eine Duldung hatten oder auf
Einblrgerung oder Niederlassungserlaubnis warteten. Es sei fir diese Menschen schwierig,
wenn auf Terminanfragen per E-Mail keine richtige Rlickmeldung komme. Die Menschen
gerieten dann in Panik, weil sie nicht verstanden, was passiere. Es habe Falle gegeben, in
denen es bis zu zwei Monate gedauert habe, bis es eine Riickmeldung mit Vergabe eines
Termins gegeben habe, der wiederum drei bis vier Monate spater angesetzt gewesen sei.
Sie frage, ob es Losungsansatze hierflir gebe oder ob diese Situation weiter so bestehen
bleibe. Aufgrund der vielen Menschen aus der Ukraine sei die Situation aulergewdhnlich,
aber man durfe nicht vergessen, dass die Auslanderbehérde auch zustandig sei fur
Menschen aus anderen Herkunftslandern. In Bezug auf die Situation von Geflichteten aus
Afghanistan weise sie darauf hin, dass eine Passbeschaffung Gber die Botschaft in Berlin
oder das Konsulat in Bonn nicht mdglich sei, ein Reisepass aber flir den Antrag auf
Einblrgerung, Niederlassungserlaubnis oder auch flr den subsidiaren Schutz erforderlich
sei. Sie frage, ob es flr die betroffenen Personen maoglich sei, einen Ersatzreiseausweis
von der Auslanderbehdrde ausgestellt zu bekommen, wenn sie eine individuelle
Bescheinigung der Botschaft vorlegen kénnten.

Dr. Brockmann merkt an, dass er Fragen in dieser Art und Weise fir nicht geboten halte.
Das Leid und die Notwendigkeit, Vertriebenen, Gefllichteten oder Menschen in Not zu
helfen, diirfe nicht in ein Verhaltnis gesetzt werden. Vermeintlich zu argumentieren, dass es
schlecht vertretbar ware, Verbesserungsprozesse, die seit Monaten erfolgreich angestrebt
wurden, zu unterbrechen, weil Sozialleistungsbezugsberechtigung fiir andere
Vertriebenengruppen hergestellt werden solle, halte er fir nicht angebracht. Diese Fragen,
die zudem insinuierten, dass mdglicherweise Flichtlinge oder Auslander*innen zweiter
Klasse geschaffen wirden, halte er fir toxisch. Dies sei nicht der Fall. Was die
Landeshauptstadt tue, misse sich an dringenden, spontanen und lebenswichtigen Bedarfen
orientieren. Zu 95 Prozent sei die Arbeit in der Auslanderbehdrde und auch in anderen
Behdrden nicht eingeschrankt worden. Man agiere vielmehr mit zusatzlichem Personal und
habe einen zusatzlichen Standort aufgemacht. Er betone auch, dass die neu geschaffenen
Unterbringungsmoglichkeiten zusatzlich zu den bereits vorhandenen Kapazitaten
geschaffen worden seien. Dies geschehe, ohne die Dienstleistungen fir Gefllichtete und
andere Auslander*innen zu vernachlassigen oder einzustellen. Die Frage nach der
Nichtanerkennung medizinischer Abschlisse sei ein Thema, mit dem die Auslanderbehdrde
fachlich wenig zu tun habe. Gleichwohl spiele dieses Thema in den Fachverfahren der
Auslanderbehorde eine Rolle. Es bestehe immer dann Relevanz von Anerkennung von
Abschlissen, wenn eine Studienfortflihrungserlaubnis oder eine Erlaubnis zur
Arbeitsaufnahme beantragt wirden. Gerade bei medizinischen Abschllissen sei dies derart
komplex, dass kein Verwaltungsmitarbeiter bewerten kénne, ob sich Curricula so weit
glichen, dass eine Anerkennungsfahigkeit in Deutschland méglich sei oder nicht. Bei
Mangelberufen, die nicht im akademischen Bereich lagen, erfolge diese Prifung durch die
Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV), eine Unterabteilung der Bundesagentur fir
Arbeit. Diese sei zum einen daflir zustandig, zu Uberprifen, ob Berufe in der jeweiligen
Qualifikation ausgelbt werden durften oder nicht, zum anderen sei sie zustandig fur die
Anerkennung von Abschlissen. Die Frage sei in diesem Fall also rein bundesbehdérdlicher
und bundesrechtlicher Natur. Mitarbeiter*innen der Auslanderbehdrde missten sich hier
nach den Entscheidungen anderer Behérden richten. Im Fall von Arzt*innen seien dies die
Approbationsstellen der Lander. Inm sei das angesprochene Problem bekannt, das auch flr
Pflegekrafte, die im Ausland rekrutiert wiirden, bestehe. Diese wiirden haufig tber
beschleunigte Verfahren von Arbeitgeber*innen nach Deutschland geholt, was die rasche
Mitarbeit der Auslanderbehérde erfordere. Im Regelfall sei es so, dass die
Auslanderbehorde rasch reagiere, die Anfragen hinsichtlich der Anerkennungsfahigkeit von
Abschlissen aber nur an die zustandigen Bundes- oder Landesbehdérden weiterleite. Dieses
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Problem kénne er somit in der Auslanderbehérde nicht wirklich I6sen. Die Frage hinsichtlich
der Uberlastungssituation und dem Recherchegrad der veréffentlichten Artikel sei fiir ihn
negative Vergangenheit, die niemandem nutze. Gleichwohl bestatige er, dass es korrekt sei,
dass in den vergangenen zehn Monaten ein Mitarbeiter einen einzigen Dienstabbruch
wegen Uberlastung haben vollziehen miissen. Der Mitarbeiter arbeite immer noch in der
Auslanderbehorde. Dem Eindruck, dass reihenweise Mitarbeitende in der Auslanderbehoérde
zusammenbrachen, trete er ganz entschieden entgegen. Abschlieliend gehe er auf die
Frage nach Lésungsansatzen hinsichtlich der langen Wartezeiten und problematischer
Einzelfallentscheidungen ein. Mehrere Losungsansatze seien bereits genannt worden. Zum
einen sei dies die Besetzung der vakanten Stellen. Bei allem Respekt fiir die Einstellung von
Quereinsteiger*innen, gebe er zu bedenken, dass gerade in der Auslanderbehdrde
existenzielle Entscheidungen getroffen wirden. Niemand wolle, dass nach nur drei Tagen
Einarbeitungszeit bereits Aufenthaltstitel ausgestellt wirden. Man kénne zu Recht erwarten,
dass qualifizierte Priifungen erfolgten und dass die Mitarbeitenden genau wiissten, was
Ermessen, Rechtmafigkeit, Angemessenheit und Zugewandtheit bedeuteten. Daher sei das
Einstellen von Quereinsteiger‘innen nur der erste Schritt. Die Qualifizierung und
verantwortungsvolle Ubernahme von Quereinsteiger*innen seien weitere Schritte, die Zeit
bendtigten. Weitere Losungsansatze seien die Digitalisierung und die Zusammenarbeit mit
der Sozialarbeit. In den letzten anderthalb Jahren habe man es geschafft, die
Terminvorlaufe zu halbieren. Vorsichtig optimistisch gehe er davon aus, dass man diese
Entwicklung in den kommenden anderthalb Jahren fortsetze. Hinsichtlich der
Passbeschaffung bei fehlenden afghanischen Identitdtsdokumenten weise er darauf hin,
dass dies keine Entscheidung der Auslanderbehoérde sei. Ob es mdglich oder unmdglich

sei, ein Identitatsdokument im Ausland oder von der Auslandsvertretung zu beschaffen, sei
ausschlieBlich Einschatzungssache des Auswartigen Amtes und damit auf Bundesebene zu
regeln. Die Auslanderbehdrde sei in diesem Fall nur exekutiv tatig. Wenn man im
individuellen Fall die Bestatigung beibringe, dass der afghanische Staat keine Reisepasse
ausstelle, konne die Auslanderbehorde nichts Anderes tun, als einen Ausweisersatz
auszustellen. Diese Bestatigung werde aber bendtigt.

Vorsitzender Biirgermeister Hermann dankt fir den Bericht und die ausfihrliche
Beantwortung der Fragen. Er denke, dass spater im Jahr noch einmal iber den Fortgang
der Arbeit der Auslanderbehoérde berichtet werde. Es sei gut, dass der Internationale
Ausschuss hier standig auf dem Laufenden und ein Austausch mdglich sei. In den
Wortbeitragen sei zum Ausdruck gekommen, dass die Politik die Arbeit der Behérde und
der Mitarbeitenden sehr schatze.

TOP 7.
Bericht der Dezernentin

Stadtratin Bruns kundigt an, dass sich die Koordinierungsstelle Gefllichtete aus der
Ukraine in der nachsten Sitzung des Internationalen Ausschusses vorstellen werde. Dies
umfasse dann auch den Bereich Unterbringung und viele Fragen, die bereits angerissen
worden seien. Sie informiere des Weiteren Uber ein durch den Bereich Einwanderungsstadt
Hannover organisiertes Gesprach Uber den Einfluss des Ukrainekonfliktes auf das
Zusammenleben in Hannover, das am 20.5.2022 stattfinden werde. An der
nicht-6ffentlichen Veranstaltung, bei der auch der Oberblrgermeister anwesend sein werde,
nahmen geladene Gaste teil. Des Weiteren kénnen sie berichten, dass am 9.5.2022 eine
Delegation, zu der auch Blirgermeister Hermann gehort habe, in der Partnerstadt Poznan
gewesen sei. Zur Vorgeschichte informiere sie, dass es bereits Ende Februar einen Hilferuf
aus Poznan an alle Partnerstadte nach Unterstlitzung in Form von Betten, medizinischen
Geraten und vielen anderen Dingen gegeben habe. Hannover sei die einzige Stadt
gewesen, die sich zurlickgemeldet habe. Die Feuerwehr habe umgehend Betten und
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medizinisches Material nach Poznanh gebracht. Vor diesem Hintergrund sei die
hannoversche Delegation nach Poznah eingeladen worden. Als weiteren Termin nenne sie
den 42. Internationalen Hanse-Tag vom 26. bis 29. Mai 2022, an dem die Landeshauptstadt
Hannover teilnehmen werde.

Der Ausschussvorsitzende Biirgermeister Hermann ubergibt die Sitzungsleitung an
seinen Stellvertreter Ratsherrn Déring.

Ratsfrau Neveling stellt eine Frage bezuglich der Streicherakademie, die im ehemaligen
Schwesternwohnheim untergebracht gewesen sei und jetzt eine Kiindigung erhalten habe,
weil dort ukrainische Flichtlinge einziehen sollten. Sie frage, ob verwaltungsseitig bereits
Gesprache aufgenommen worden seien oder eine Lésung flr die Streicherakademie
gefunden sei.

Stadtratin Bruns informiert zunachst zur Vorgeschichte, dass es eine relativ kurze
Kindigungsfrist fur die Streicherakademie gegeben habe und es immer klar gewesen sei,
dass das Gebaude mit dem Ziel der Unterbringung von Gefllichteten umgebaut werden
solle. Vom Bereich Wohnen und Leben in Hannover sei immer kommuniziert worden, dass
es fir die Streicherakademie eine kurze Kindigungsfrist gebe. Es sei der
Streicherakademie bereits Ersatz angeboten worden. Der Aussage im Kulturausschuss,
dass hier Uberraschend gekiindigt worden sei, kdnne sie nicht zustimmen, da vorab immer
sauber kommuniziert worden sei, dass die Stadt die Raumlichkeiten relativ schnell wieder
gebrauchen kénne. Sie werde diesbezliglich aber noch einmal Kontakt aufnehmen und
hoffe, dass es eine Losungsmdglichkeit gebe.

TOP 8.
Aktuelles

Der stellvertretende Vorsitzende Ratsherr Doring ruft dazu auf, Delegierte fur den
Niedersachsischen Integrationsrat (NIR) zu benennen. Es liege ihm hierzu der Vorschlag
vor, dass von Seiten von Biindnis 90/DIE GRUNEN Frau Christine Jochem und von Seiten
der SPD Frau Séverine Jean die Landeshauptstadt im NIR vertraten. Es sei zudem
verabredet, dass die erste Vertretung durch die CDU zu benennen sei und die zweite
Vertretung gemeinsam von den Fraktionen DIE LINKE und DIE PARTEI & Volt benannt
werden solle.

Als Delegierte fiir den Niedersachsischen Integrationsrat NIR werden von Biindnis
90/DIE GRUNEN Frau Christine Jochem und von Seiten der SPD Frau Séverine Jean
benannt.

Die CDU benennt als stellvertretende Delegierte Frau Julija Kruse.
Die zweite Stellvertretung soll nachgemeldet werden.

Der stellvertretende Vorsitzende Ratsherr Déring schlief3t die Sitzung um 19:30 Uhr.

Stadtratin Bruns Hannig-Schohaus (flir das Protokoll)
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" Burgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Auslanderbeho6rde

Berichtsbitte Uber aktuelle Entwicklung mit Schwerpunkt:
Willkommensfachdienst & Ukraine.

Gegenwart — Zukunft: Messe, Leinstr. 14 (Ukraine), Entwicklung
und Status der Behdrde




'H nnnnnnn ‘ Burgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Auslanderbehorde - Gegenwart

Ca. 140 Stellen

Eingeteilt ungefahr in 8 Teams & 17 Stellen.

« Allgemeiner Kund*innenservice
« Verfigung & Ruckfihrung

« Einblrgerung

» Einreise

« Fachkrafte & Studierende

« Fur ca. 84.000 Menschen in Hannover zustandig, zahlreiche Anliegen, dynamische Behérde
Passubertrage, Afghanistan, Ukraine...




Blrgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Auslanderbehorde — Gegenwart

Willkommensfachdienst September 2021  eingerichtet,
seitdem Zulauf.

Vor Ukraine rund 50 bis 75 Gesprache im Monat zu
unterschiedlichsten Themen (Statistiken sind vorhanden).

Seit Kriegsvertriecbene Thema geworden sind auch hier
deutlicher Mehraufwand - groBes Kompliment an die
Kolleg*innen!

Verweisberatung und Gesprache vor Ort, DRK, Caritas,
Diakonie, AWO, kargah e.V., FB 56 (ehem. 50.6), LMDR e.V.

Raume hergerichtet, Perspektive steht auf Erweiterung.




'H nnnnnnn ‘ Burgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Auslanderbehorde — Gegenwart

Digitalisierung schreitet voran.

Abschluss Einfuhrung der E-Akte bis Ende 2023
geplant.

Derzeit bereits knapp 50% digitalisiert

Bessere und schnelle Arbeit ermoglichen
Auskilnfte am Platz (Telefon und Mail),
JAktenziehen® entfallt &

Blros werden ,grolder”

Passubertrage beinahe abgearbeitet

Bessere, mehrsprachige Zutrittssteuerung entwickelt (weniger Wartezeit
vor Ort)




’H nnnnnnn ‘ Blrgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Schlaglicht: Ukraine

Termine bis zum Juni vergeben, rechnen bis dahin mit mehr als 6.000 zusatzlichen Aufenthaltstiteln.

Bis heute ~ 4.300 Titel erteilt.
Erwerbstatigkeit erlaubt, Wohnsitznahme LHH.

Gesprache mit dem Land Niedersachsen hinsichtlich kinftiger Verteilentscheidung werden geflhrt.
Zusammenarbeit mit Polizei und Land aufgebaut.

Mehrsprachige FAQ Seite mitaufgebaut, Dolmetscher vor Ort, Sonderzeiten geschaffen.

Erst Messe, dann Leinstral3e, Parallelbetrieb im HSC (zweite Schicht); Hannover besonders exponierte
Stellung wegen rasch geschaffener Infrastruktur und Verkehrslage.

Entspricht ungefahr dem Doppelten der tblichen Erteilungen.




Blrgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Schlaglicht: Ukraine

Zweiter Standort: Messe

Drei Burotiirme in Halle 27.

Unterbringung, Sozialamt und
Auslanderbehorde eingerichtet.

Kurze Wege fur Vertriebene.
Acht Blroarbeitsplatze.

Von Anfang Marz bis Ende April
betrieben, Hallen nunmehr geleert.

Mehr Angebotsbedarf im Stadtgebiet.

<
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' nnnnnnnn ‘ Burgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Schlaglicht: Ukraine

Zweiter Standort: Leinstr. 14

Parallel in Leinstr. 14 und HSC bis zum 01.06., den dann laufenden Betrieb fir Vertriebene aus der
Ukraine in der Leinstr. organisiert.

Rechtskreiswechsel am 01.06. beachtlich, optimistisch bis dahin Bedarf gedeckt zu haben.

Versuch das Behdrdengeschaft nicht einzuschranken gelingt zu 95%, Hilfskrafte, Nachwuchskréafte,
Azubis, Praktikant*innen.




" Blrgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Regelgeschaft in der ABH - Kennzahlen

Erteilte Aufenthaltstitel

1.50K
140K
1.30K
120K
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’H nnnnnnn ‘ Blrgerservices - Fachbereich Offentliche Ordnung

Auslanderbeho6rde - Zukunft

Stellen — nicht im UbermaR — aber vorhanden. Besetzung groRe Herausforderung!

Erstmals Quereinsteiger*innen eingestellt, weitere Offnungen in Planung.

Einflhrung E-Akte schreitet voran (2023 Abschluss geplant).

OZG — EfA (Eine*r fur Alle) wird Gbernommen werden kdnnen, aber nicht in Hannover entwickelt.
Willkommensfachdienst weiter ausbauen.

Derzeit Hochphase durch organisatorischen und guantitativen Aufwand mit Vertriebenen aus der
Ukraine.




DIE LINKE.

DIE LINKE Ratsfraktion im Rat der LHH e Schmiedestrae 39 ¢ 30159 .Fraktlon

Hannover im Rat der Landeshauptstadt Hannover
. Schmiedestrafe 39

In den/die

i 30159 Hannover
- Sozialausschuss

- Internationaler Ausschuss

- Verwaltungsausschuss

- Ratsversammlung = 0511-168326 00
= 0511-168 32608

linksfraktion@hannover-rat.de
www linksfraktion-hannover.de

Hannover, 02.03.2022

Antrag gemafd §10 der Geschaftsordnung des Rats der Landeshauptstadt
Hannover

Korperliche Unversehrtheit aller Menschen schiitzen, stadtischen anonymen
Behandlungsschein einfithren

Der Rat der Stadt Hannover moge beschlieen

Die Verwaltung wird damit beauftragt zu priifen, welcher Bedarf an
medizinischer Behandlung von Menschen ohne Krankenversicherung besteht. _
Auf dieser Grundlage und in Zusammenarbeit mit Tragern der Obdachlosen- und
Gefliichtetenarbeit sollen anonyme Behandlungsscheine ausgegeben werden, die
es Menschen ohne Krankenversicherung erméglichen sollen, sich medizinisch
versorgen zu lassen.

Begriindung

Am 30.11.2018 ist das Modellprojekt der Niedersdchsischen Landesregierung
ausgelaufen, liber das Menschen ohne Krankenversicherung einen sog.
Anonymen Behandlungsschein erhalten konnten, um sich medizinisch versorgen
zu lassen. Seitdem dieses Programm, von dem besonders obdachlose und
gefliichtete Menschen profitiert haben, ausgelaufen ist, versuchen
Mediziner*innen und Initiativen auf ehrenamtlicher Basis ein entsprechendes
Notangebot bereitzustellen. Dieses deckt aber den Bedarf nicht. Es gibt Berichte
von schwerstkranken Menschen ohne Krankenversicherung, die z.T. wegen
Verstandigungsproblemen in Notaufnahmen abgewiesen werden. Der sehr
16bliche ehrenamtliche Einsatz von Mediziner*innen die Menschen ohne
Versicherung unentgeltlich behandeln ist in vielen Fallen raumlich, zeitlich und
quantitativ so begrenzt, dass viele ernste medizinische Probleme unerkannt und
unbehandelt bleiben. Einen solchen Missstand sollte es in einer Stadt wie
Hannover, die sich Weltoffenheit und ein soziales Miteinander auf die Fahnen
geschrieben hat nicht geben. Natiirlich sind in erster Linie Landes- und
Bundesregierung gefragt, um Asylverfahren zu beschleunigen und mdoglichst alle
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hier lebenden Menschen in die gesetzliche Krankenversicherung zu bringen.
Solange dies aber nicht der Fall ist und es offensichtliche gravierende Defizite
bei der medizinischen Versorgung von Menschen in Hannover gibt, die das Recht
jedes Menschen auf korperliche Unversehrtheit verletzen, sollte die Stadt hier
unverziglich tatig werden!

DA 1B

Dirk Machentanz

Fraktionsvorsitzender

Seite 2 von 2



Beschluss-
Landeshauptstadt Hannover drucksache
In den Ausschuss fir Integration, Europa und
Internationale Kooperation (Internationaler Ausschuss) Nr.|0993/2022
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung Anzahl der Anlagen |2
ZuTOP

Forderrichtlinie fur das WIR 2.0-Férderprogramm und Zusammensetzung des WIR
2.0-Kuratoriums

Antrag,

der in der Anlage 1 beigefligten Forderrichtlinie fur das neu eingerichtete WIR
2.0-Férderprogramm und der in Anlage 2 dargelegten Zusammensetzung des neu zu
berufenden WIR 2.0-Kuratoriums zuzustimmen.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

In der Forderrichtlinie wird explizit auf die Einhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes
Bezug genommen. Bei der Besetzung des Kuratoriums wird eine gleichmafige
Berucksichtigung aller Geschlechter angestrebt.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages

Nach Beschluss des Grundsatzpapiers ,WIR sind Hannover — Zusammenleben in der Stadt.
Strategien fur Migration und Teilhabe“ am 25.2.2021 in der Ratsversammlung der
Landeshauptstadt Hannover wurde mittlerweile der zugehdrige Ziel- und
Mafnahmenkatalog fertiggestellt. Zwei wichtige Instrumente zur Umsetzung der darin
enthaltenen MalRnahmen sind das WIR 2.0-Férderprogramm und das WIR 2.0-Kuratorium.
Ersteres blndelt die bereits vorhandenen Fordertépfe im Themenfeld Migration und
Teilhabe und baut sie aus, letzteres stellt das im oben genannten Grundsatzpapier ,WIR
sind Hannover* bereits angekiindigte ,Begleitgremium® fur die Umsetzungsphase des WIR
2.0 dar.

Mit der Annahme der vorliegenden Beschlussdrucksache gehen die beiden alteren
Fordertopfe ,Gesellschaftsfonds Zusammenleben® und ,Integrationsfonds im WIR
2.0-Forderprogramm auf, das als einheitliches, neues Forderinstrument an ihre Stelle tritt.
Anders als bei den Vorgangern fult das WIR 2.0-Férderprogramm auf einem
Mafnahmenkatalog, der die zu férdernden MalRnahmen inhaltlich umreif3t. Férderantrage



mussen sich folglich konkret auf MalRnahmen beziehen, die im Ziel- und
Maflinahmenkatalog enthalten sind, um férderfahig zu sein. Davon ausgenommen sind
Kleinprojekte bis 5.000 € Fordervolumen, sie missen sich allerdings ebenfalls auf die Ziele
beziehen, die im Ziel- und MalRnahmenkatalog aufgeflihrt sind, um férderfahig zu sein. Die
Forderrichtlinie regelt die weiterer Voraussetzungen flir eine Férderung und die Verteilung
der Mittel zwischen den einzelnen Forderbereichen.

Da mit der Fertigstellung des WIR 2.0-Ziel- und MalRhahmenkatalogs das Mandat
der WIR 2.0-Lenkungsgruppe endet, wird an deren Stelle das WIR 2.0-Kuratorium als
neues, dauerhaftes Gremium eingesetzt. In diesem Kuratorium kommen 26 Expert*innen
und Vertreter*innen von relevanten Einrichtungen aus Verwaltung und Stadtgesellschaft
zusammen, um die finfijdhrige Umsetzungsphase des WIR 2.0 zu begleiten und an der
permanenten Verbesserung dieses Prozesses zu arbeiten. Mit der vorliegenden
Beschlussdrucksache flieRen die Erfahrungen aus der zweijahrigen Erstellungsphase des
WIR 2.0 in die Zusammensetzung des neuen Gremiums ein.
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Anlage 1

Forderrichtlinie zur Vergabe von Mitteln aus dem
WIR 2.0-Forderprogramm der Landeshauptstadt Hannover

Praambel

Nach Maf3gabe der vorliegenden Richtlinie gewéhrt die Landeshauptstadt Hannover Zuwen-
dungen und Fdrderungen fir MalRnahmen, die der Umsetzung der im Grundsatzpapier ,Wir
sind Hannover. Zusammenleben in der Stadt* formulierten Strategien fur Migration und Teil-
habe dienen. Deshalb wird von den Ma3nahmetrager*innen ein kontinuierlicher Austausch mit
der WIR 2.0-Geschéftsstelle bei der Umsetzung der MaRhahme erwartet. Mit der Einrichtung
des WIR 2.0-Forderprogramms beenden die friiheren Forderinstrumente ,Gesellschaftsfonds
Zusammenleben® und ,Integrationsfonds” der Landeshauptstadt Hannover ihre Arbeit. Die
hierfir im Haushalt vorgesehenen Mittel gehen in das neue Férderprogramm ein.

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

(1) Gefordert werden Mal3Bnahmen, die die gleichberechtigte Teilhabe fir alle Einwohner*innen
der Landeshauptstadt Hannover im Kontext von Einwanderung férdern. Dieses Ziel kann auch
als Interkulturelle Offnung der Stadtgesellschaft beschrieben werden. Insbesondere soll die
gleichberechtigte Teilhabe aller Einwohner*innen auf allen gesellschaftlichen und sozialen
Ebenen unabhangig von ihrer ethnischen, kulturellen oder religidsen Herkunft gefoérdert wer-
den. Insoweit sind auch MalRhahmen, die sich gegen Diskriminierung, Rassismus, Antisemitis-
mus, Antiziganismus und religiose Intoleranz wenden bzw. die Akzeptanz von kultureller,
sprachlicher, ethnischer und religidser Vielfalt fordern, im Sinne dieser Richtlinie forderfahig.
Vorrang hat die Férderung von MaBhahmen, die per Beschluss des Rates in den WIR 2.0-
Ziele- und MaRnhahmenkatalog aufgenommen wurden.

(2) Fur Zuwendungen aus dem WIR 2.0-Férderprogramm gelten die Vorschriften der Landes-
haushaltsordnung, des Verwaltungsverfahrensgesetzes und der Allgemeinen Dienstanweisung
20/9. Bei diesen Zuwendungen handelt es sich um eine freiwillige Leistung der Landeshaupt-
stadt Hannover, auf die kein Rechtsanspruch besteht. Auf eine sparsame und wirtschaftliche
Verwendung der Férdermittel ist grundséatzlich zu achten.

2. Schwerpunkte des WIR 2.0-Forderprogramms und Antragsberechtigte

(1) Aus dem Programm werden sowohl Malinahmen der Stadtverwaltung, als auch Projekte
von Tragern aul3erhalb der Stadtverwaltung wie auch Projekte von Einzelpersonen gefordert.
Durch die Bildung von drei Férderbereichen wird eine méglichst vielfaltige Nutzung der bereit-
stehenden Mittel ermdglicht. Es werden dabei folgende Bereiche gebildet:

e Sachmittel (Bereich 1)

e Projektfinanzierungen (Bereich 2)

o Kleinprojekte (Bereich 3)

(2) Sachmittel (Bereich 1) werden zur Umsetzung von MalRnahmen stadtischer Dienststellen
gewahrt und haben einen Umfang von bis zu 50.000 € pro MalRnahme. Antragsberechtigt in
diesem Forderbereich sind entsprechend nur Organisationseinheiten der Landeshauptstadt
Hannover. Finanziert werden ausschlieB3lich Sachkosten, die zur Erreichung des MaRnahmen-
zieles unmittelbar erforderlich sind. Fir diesen Bereich wird ein fixer Prozentsatz der jeweils
vorhandenen Fordermittel reserviert. Fir das erste Forderjahr 2022 wird dieser Satz auf maxi-
mal 20 Prozent begrenzt. Fir die folgenden Forderjahre legt das WIR 2.0-Kuratorium den Pro-
zentsatz neu fest.

(3) Projektfinanzierungen (Bereich 2) werden zur Umsetzung von Projekten von Tragern au-
Rerhalb der Stadtverwaltung gewahrt und haben einen Umfang von mehr als 5.000 € bis maxi-
mal 50.000 € pro MalRhahme. Antragsberechtigt in diesem Férderbereich sind juristische Per-
sonen des Privatrechts (z.B. eingetragene Vereine, gemeinnutzige Gesellschaften mit be-
schrankter Haftung, Stiftungen) und juristische Personen des 6ffentlichen Rechts (z. B. Korper-



Anlage 1

schaften). Zuwendungsfahig sind in diesem Bereich Personal- und Sachkosten, die zur Errei-
chung des Zuwendungszieles unmittelbar erforderlich sind Fir diesen Bereich wird ein fixer
Prozentsatz der jeweils vorhandenen Fordermittel reserviert. Fur das erste Forderjahr 2022
wird dieser Satz auf maximal 60 Prozent begrenzt. Fur die folgenden Forderjahre legt das WIR
2.0-Kuratorium den Prozentsatz neu fest.

(4) Kleinprojekte (Bereich 3) werden zur Umsetzung von Projekten von Einzelpersonen, Initi-
ativen oder organisierten Tragern auf3erhalb der Stadtverwaltung gewahrt und haben einen
Umfang von maximal 5.000 € pro MaRnahme. Antragsberechtigt in diesem Foérderbereich sind
naturliche Personen, nicht rechtsfahige Personenmehrheiten (z. B. Gruppen, Initiativen, nicht
eingetragene Vereine), juristische Personen des Privatrechts (z.B. eingetragene Vereine, ge-
meinnutzige Gesellschaften mit beschrankter Haftung, Stiftungen) und juristische Personen
des offentlichen Rechts (z. B. Koérperschaften). Zuwendungsfahig sind in diesem Bereich Per-
sonal- und Sachkosten, die zur Erreichung des Zuwendungszieles unmittelbar erforderlich
sind. Fur diesen Bereich wird ein fixer Prozentsatz der jeweils vorhandenen Férdermittel reser-
viert. Fiur das erste Forderjahr 2022 wird dieser Satz auf maximal 20 Prozent begrenzt. Fur die
folgenden Forderjahre legt das WIR 2.0-Kuratorium den Prozentsatz neu fest.

(5) Politische Organisationen und Vereinigungen erhalten keine Férderung nach dieser Richtli-
nie.

3. Art und Dauer der Forderung sowie Forderkriterien

Forderbereich eins

(1) Im Forderbereich eins wird die Férderung als Ubernahmezusage fiir Sachkosten auf dem
Wege der internen Verrechnung gewahrt. Personalkosten im engeren Sinne sind nicht férder-
fahig, Honorarkosten werden wie Sachkosten behandeln. Gefoérdert werden ausschlief3lich
Malnahmen, die im WIR 2.0 Ziel- und Mal3Bhahmenkatalog enthalten sind.

Forderbereich zwei

(2) In den Forderbereichen zwei wird die Zuwendung per Bescheid als nicht zurtickzahlbarer
Zuschuss in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektférderung gewahrt. Gefoérdert wer-
den ausschlie3lich MaZnahmen, die im WIR 2.0 Ziel- und MaRnahmenkatalog enthalten sind.
Zuwendungsfahig sind Personal- und Sachkosten. Personalkosten dirfen in der Regel 35
€/Stunde brutto nicht Uberschreiten. In inhaltlich begriindeten Einzelfallen kann hiervon abge-
wichen werden. Aufgrund des Besserstellungsverbots diirfen keine héheren Vergitungen als
nach den Tarifvertragen des offentlichen Dienstes gezahlt werden. Eine pauschale Anrech-
nung von maflnahmenbezogenen Verwaltungskosten (Materialverbrauch, Telekommunikati-
onskosten etc.) bis zu maximal funf Prozent der Gesamtsumme der Projektkosten ist zulassig.

Forderbereich drei

(2) In den Forderbereichen drei wird die Zuwendung per Bescheid als nicht zurtickzahlbarer
Zuschuss in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektférderung gewahrt. Eine institutio-
nelle Férderung aus dem WIR 2.0-Forderprogramm ist ausgeschlossen. Zuwendungsfahig
sind Personal- und Sachkosten. Personalkosten dirfen in der Regel 35 €/Stunde brutto nicht
Uberschreiten. In inhaltlich begriindeten Einzelfallen kann hiervon abgewichen werden. Auf-
grund des Besserstellungsverbots durfen keine héheren Vergitungen als nach den Tarifvertra-
gen des offentlichen Dienstes gezahlt werden. Eine pauschale Anrechnung von mafRnahmen-
bezogenen Verwaltungskosten (Materialverbrauch, Telekommunikationskosten etc.) bis zu
maximal finf Prozent der Gesamtsumme der Projektkosten ist zulassig.

(3) Eine forderfahige MaRhahme muss ein in sich abgeschlossenes Projekt sein. Sie muss
also zeitlich und sachlich begrenzt mit definiertem Anfang und Ende sein, die Hochstlaufzeit
betragt 24 Monate. Eine erneute Bewilligung von Zuwendungen fir dasselbe Projekt ist nur zu-
lassig, wenn das Zuwendungsziel durch die vorhergehende Forderung noch nicht erreicht
wurde.
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(4) MaRBnahmen, die ausschlieBlich religiésen Zwecken dienen, werden nicht geférdert. Eben-
falls nicht gefordert werden Projekte, die ausschlie3lich der Pflege von Traditionen, kulturellen
Brauchen, Sprache, Folklore usw. einer einzelnen Ethnie, Religionsgruppe oder Herkunftsre-
gion dienen. Forderfahig sind hingegen Projekte, die den Dialog zwischen verschiedenen Ein-
wanderungsgruppen bzw. zwischen den Alteingesessenen und Einwanderungsgruppen u.a.
auch zu kulturellen Fragen wie Traditionen, Brauchen, Sprachen usw. férdern. Generell bevor-
zugt werden Projekte, die eine Ubergreifende Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen
Gruppen anstreben oder das Empowerment von marginalisierten Gruppen férdern sowie inno-
vative ldeen umsetzen.

(5) Es ist auszuschliel3en, dass sich einzelne Personen oder Personengruppen durch das Pro-
jekt finanziell bereichern oder Vorhaben vorrangig der Gewinnerzielung von Gewerbetreiben-
den dienen. Der Personenkreis, der von dem Projekt profitiert, soll offen und nicht auf eine
zahlenmafige und namentlich feststehende Gruppe beschrankt sein, sondern lediglich durch
den Projektinhalt oder die raumlichen oder Personal-Kapazitaten begrenzt werden.

(6) Die Projekte sollen mdglichst niedrigschwellig sein, das heil3t, potenzielle Teilnehmende
sollen nicht durch raumliche, sprachliche, kulturelle, finanzielle oder inhaltliche Barrieren an
einer Teilnahme gehindert werden.

(7) Bevorzugt werden Projekte, deren Finanzierungsplan neben den notwendig einzusetzen-
den Eigenmitteln noch weitere Finanzierungsquellen (Stiftungen, andere 6ffentliche Stellen)
aufweisen.

Alle drei Forderbereiche

(8) In allen drei Forderbereichen gilt ein Ausschluss der Forderung fir allgemeine, nicht pro-
jektbezogenen Betriebsausgaben, Bau- und Instandhaltungskosten. Kosten fir Verpflegung
sind in begrindeten Fallen forderfahig, dirfen aber in der Regel maximal 10 Prozent der ge-
planten Gesamtkosten nicht Giberschreiten.

4. Antragsverfahren

(1) Die Antrage werden in den Forderbereichen zwei und drei online im Zuwendungs-Portal
der LHH und im Foérderbereich eins schriftlich bei der WIR 2.0 Geschaftsstelle im Sachgebiet
,Grundsatzangelegenheiten der Einwanderung® gestellt.

(2) Zu den Antragen in den Forderbereichen eins und zwei gibt das WIR 2.0-Kuratorium mit
einfacher Mehrheit eine Empfehlung ab. Die Empfehlung zu den Antrdgen im Forderbereich
eins wird der Dezernent*innenkonferenz zur Entscheidung vorgelegt. Die Empfehlung im For-
derbereich zwei wird dem Internationalen Ausschuss des Rates und nachfolgend dem Verwal-
tungsausschuss zur Entscheidung vorgelegt. Uber die Antrage im Forderbereich drei entschei-
det der Arbeitsausschuss des WIR 2.0-Kuratoriums. Das Sachgebiet ,Grundsatzangelegenhei-
ten der Einwanderung® erstattet dem Internationalen Ausschuss Bericht Gber die Mittelver-
gabe.

(3) Antrage auf Férderung aus dem Fdrderbereich drei des WIR 2.0-Fdérderprogramms (Klein-
projekte) kbnnen jederzeit bis Ende Oktober gestellt werden, es gibt keine festgelegten Abga-
betermine. Fur die Forderbereiche eins und zwei wird es jahrlich zwei Bewerbungstermine ge-
ben, die 6ffentlich bekannt gemacht werden.

(4) Die Bewilligung erfolgt in den Forderbereichen zwei und drei per Verwaltungsakt in Form
eines Zuwendungsbescheides des Bereichs ,Einwanderungsstadt Hannover®. Mit dem Projekt
darf grundsatzlich erst nach Erteilung des Zuwendungsbescheides begonnen werden. Ein vor-
zeitiger Projektstart muss bei der Verwaltung vorab beantragt und von der Verwaltung schrift-
lich genehmigt werden.
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(5) Die Bewilligung im Forderbereich eins ergeht als Kostenlibernahmezusage direkt durch die
Entscheidung der Dezernent*innenkonferenz. Die Kostentibernahme erfolgt quartalsweise
nach Ubermittlung der entsprechenden Nachweise und Belege per interner Verrechnung.
Nach Abschluss der MaRnahme ist umgehend, spatestens innerhalb von drei Monaten ein
aussagefahiger Sachbericht zur Verfliigung zu stellen, in welchem das erzielte Ergebnis den
vorgegebenen Zielen gegeniberzustellen ist.

(6) In den Forderbereichen zwei und drei gelten die Allgemeinen Nebenstimmungen zur Pro-
jektférderung (ANBest-P) der Landeshauptstadt Hannover. Insbesondere gilt:

Die zweckentsprechende Verwendung der gewadhrten Fordermittel einschlie3lich des
Nachweises tber die Gesamtprojektkosten ist umgehend nach Ablauf des Projekts, spa-
testens innerhalb von sechs Monaten nach dessen Ende, durch Vorlage eines priffahigen
Verwendungsnachweises darzulegen. Ein einfacher Verwendungsnachweis wird zugelas-
sen.

Zuwendungsempfangende beteiligen sich an der Erfolgskontrolle der Férderung und stel-
len im Rahmen des Verwendungsnachweises die hierfir erforderlichen Daten in Form ei-
nes aussagefahigen Sachberichtes zur Verfliigung. Darin ist insbesondere das erzielte Er-
gebnis den geplanten Zielen gegeniberzustellen und die Notwendigkeit sowie Angemes-
senheit der geleisteten Arbeit zu erlautern. Ebenso soll der Projektverlauf in der zeitlichen
Abfolge dargestellt werden.

Zuwendungsempfangende erhalten offentliche Mittel und missen sich bei Beschaffung
und Lieferung grundsatzlich wie die 6ffentliche Verwaltung verhalten. Demnach sind bei
Einzelpositionen tber 1.000 € netto drei Angebote einzuholen und die Vergabeentschei-
dung zu dokumentieren. Angebote und Vergabevermerk sind Teil des Verwendungsnach-
weises.

Von freien Tragern ist eine Erklarung abzugeben, ob sie umsatzsteuerpflichtig und damit
gemal § 15 Umsatzsteuergesetz vorsteuerabzugsberechtigt sind. In diesem Fall dirfen
nur Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) gefordert werden.

Soweit die bewilligten Mittel fur die Durchfiihrung der Maf3nahme nicht oder nicht in voller
Hohe verwendet werden, sind sie ganz oder anteilig zurtickzuzahlen.

Sofern der Anschaffungs- oder Herstellungswert beschaffter Gegenstande 1.000 € netto
Ubersteigt, sind diese zu inventarisieren. Deshalb missen die Férdermittel fiir diese An-
schaffungen gesondert abgerufen werden.

5. Geltungsdauer
Diese Forderrichtlinie tritt am Tag ihrer Beschlussfassung durch den Rat in Kraft und hat eine
Geltungszeit von funf Jahren.

Hannover, den xx.xx.2022

Der Oberblrgermeister
Onay
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Einrichtung und Zusammensetzung des WIR 2.0-Kuratoriums

Mit der Fertigstellung des WIR 2.0-Ziel- und Mafinahmenkatalogs endet das Mandat der WIR
2.0-Lenkungsgruppe. An deren Stelle wird ein neues, dauerhaftes Gremium zur Begleitung
der funfjahrigen Umsetzungsphase des WIR 2.0 eingesetzt.

Dieses neue Gremium heif3t ,WIR 2.0-Kuratorium® und wird paritatisch aus internen (Verwal-
tung und Politik) und externen Mitgliedern (Zivilgesellschaft, Kammern, Verbanden, Region)
zusammengesetzt (siehe nachfolgende Tabelle).

Mitglieder des WIR 2.0-Kuratoriums
Vorsitz
Leitung des Fachbereichs ,Gesellschaftliche Teilhabe*
Intern Extern
7 Sitze Verwaltung 5 Sitze Ratspolitik 13 Sitze
Jedes Dezernat benennt Die Sitze werden entspre- 4 Sitze: Vertreter*innen von
1 Fachbereichsleitung bzw. | chend der Verteilung der Migrant*innenorganisationen
eine andere Person aus ei- | stimmberechtigten Mitglie- gewahlt fur 2%2 Jahre in einer
nem dieser FBe: der im Internationalen Aus- Wahlversammlung der
e Buro Oberblrger- schuss vergeben. Migrant*innenorganisationen
meister 1 Sitz: Delegiertenkonferenz
e Personal und Orga- Nach aktuellem Stand ver- der Integrationsbeirate
nisation teilen sich die Sitze wie der LHH
e Wirtschaft folgt: 8 Sitze: DGB, IHK, Rat der
o Offentliche Ordnung Religionen, Arbeitsgemein-
e Schule 2 Sitze Die Grinen/B90 schaft Wohlfahrtsverbande,
e Kultur 2 Sitze SPD JobCenter, Koordinierungs-
e VHS 1 Sitz CDU stelle Migration und Teil-
: habe der Region Hannover,
e Soziales . .
« Jugend und Familie WIR 2.0 Postmlgrar_ltlsc_:h
e Sport, Bader und (AG Jugenql_), O_rgamsatl(_)n
¥ aus der Flichtlingsarbeit
Eventmanagement =
e Senioren Far den__FaII des
Nachrickens:
° Pl_anen und Stadtent- 1) eine Stiftung
w!clflung 2) Stadtjugendring
* Bibliotheken 3) Stadtsportbund
4) Seniorenbeirat
1 Sitz mit beratender Funktion: Wissenschaft / Universitat

Die Mitglieder des Kuratoriums werden nicht zur Person berufen, sondern die Sitze im Kura-
torium werden an Organisationen (extern) und Organisationseinheiten/Fraktionen (intern)
vergeben. Dies bedeutet, dass die Organisationen/Organisationseinheiten/Fraktionen frei
dariiber entscheiden, wer sie im Kuratorium reprasentiert. Allerdings muss mindestens die
Halfte der Sitze im Kuratorium mit Personen mit Migrationshintergrund (Eingewanderte und
ihre Nachkommen) besetzt werden. Eine geschlechtergerechte Besetzung ist ebenfalls an-
zustreben. Im Fall des dauerhaften Ausscheidens einer externen Organisation riickt entspre-
chend der Reihenfolge eine der vier aufgelisteten Organisationen nach.

Aufgaben des Kuratoriums und Sitzungszyklus

Das Kuratorium wirkt gemeinsam mit dem Dezernat fur Soziales und Integration in die Stadt-
gesellschaft hinein, um fiir die Umsetzung der Ziele des WIR 2.0 zu werben. Es berat Gber
die Verteilung der Férdermittel aus dem WIR 2.0-Forderprogramm und gibt konkrete Emp-
fehlungen, welche Projektantréage bewilligt werden sollen. Es fihrt regelméiige Reflexions-
gesprache zum Stand der Umsetzung der WIR 2.0-MalRnahmen mit den federfihrenden
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Fachbereichen und schlagt fortlaufend Verbesserungen des Malinahmenkatalogs vor. Das
Kuratorium tagt mindestens zwei Mal im Jahr.

Arbeitsausschuss
Es wird ein funfkdpfiger Arbeitsausschuss gebildet, der mindestens sechs Mal im Jahr tagt.
Die Mitglieder des Arbeitsausschusses werden vom Kuratorium jeweils fir ein Jahr gewahilt.

Der Vorsitz des Arbeitsausschusses liegt automatisch beim Vorsitz des Kuratoriums und ist
stimmberechtigt.

Mitglieder des WIR 2.0-Arbeitsausschuss
Vorsitz
Fachbereichsleitung des Fachbereichs ,Gesellschaftliche Teilhabe*
Intern extern
1 Sitz: Fachbereichsleitung 1 Sitz: fur die 3 2 Sitze: externe Mitglieder
oder andere von den internen Sprecher*innen des Kuratoriums
Mitgliedern des Kuratoriums Internationales von
bestimmte Vertreter*in SPD / Griine / CDU im
alternierenden Verfahren
je 2 Sitzungen fir jede
Fraktion

Aufgaben des Arbeitsausschusses

Der Arbeitsausschuss beréat tber die Verteilung der Kleinprojekt-Fordermittel aus dem WIR
2.0-Forderprogramm und entscheidet, welche Projektantrage bis 5.000 € bewilligt werden
sollen. Er bereitet die Sitzungen des Kuratoriums vor und stimmt die praktische Offentlich-
keitsarbeit mit der WIR 2.0-Geschaftsstelle im Dezernat fur Soziales und Integration ab.



Gemeinsamer Antrag von SPD-Fraktion und Fraktion

Bundnis 90/Die Gruinen
( Antrag Nr. 1307/2022 )

Eingereicht am 05.05.2022 um 09:26 Uhr.

gemal § 12 der Geschaftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover

Ausschuss fiir Integration, Europa und Internationale Kooperation (Internationaler
Ausschuss), Verwaltungsausschuss, Ratsversammiung

Anderungsantrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen und der SPD-Fraktion zu Drucks. Nr.
0993/2022: Forderrichtlinie fur das WIR 2.0-Férderprogramm und Zusammensetzung des WIR
2.0-Kuratoriums

Antrag,
zu beschliel3en,

die Anlage 1 — Forderrichtlinie zur Vergabe von Mitteln aus dem WIR 2.0-Férderprogramm
der Landeshauptstadt Hannover — wie folgt zu andern:

in Punkt 2. Schwerpunkte des WIR 2.0-Férderprogramms und Antragsberechtigte

wird
1. in (2) Sachmittel (Bereich 1)
der Satz ,Fur die folgenden Férderjahre legt das WIR 2.0-Kuratorium den
Prozentsatz fest.” ersetzt durch: ,Fuir die folgenden Forderjahre werden die
bendtigten Mittel von der Verwaltung in den Haushaltsplan eingestellt.*

2. in (3) Projektfinanzierungen (Bereich 2) sowie
(4) Kleinprojekte (Bereich 3)
jeweils der Satz ,Fur die folgenden Férderjahre legt das WIR 2.0-Kuratorium den
Prozentsatz fest.”“ ersetzt durch: ,Fir die folgenden Forderjahre legt das WIR
2.0-Kuratorium den Ratsgremien eine Empfehlung zum Prozentsatz zur
Beschlussfassung vor.*

Begrindung

Zu 1: Um die Umsetzung des WIR 2.0-Férderprogramms von Seiten stadtischer
Dienststellen umgehend zu gewahrleisten, sollen im Jahr 2022 zur Anschubfinanzierung die
notwendigen Sachmittel aus dem WIR 2.0-Fdrderprogramm sichergestellt werden. Fir die
folgenden Jahre sind diese Mittel in der Haushaltsplanung zu bertcksichtigen. Dadurch wird
gewahrleistet, dass die WIR 2.0-Férdermittel ab 2023 in Ganze den anderen
Forderbereichen zur Verfligung stehen.

Zu 2: Entsprechend anderen Forderbereichen legt auch fir die Umsetzung des WIR

-1-



2.0-Programms das Kuratorium den Ratsgremien eine Empfehlung vor. Uber die Vergabe
der Fordermittel entscheiden die Ratsgremien entsprechend ihrer Haushaltshoheit.

Dr. Daniel Gardemin/

Dr. Elisabeth Clausen-Muradian Lars Kelich
Fraktionsvorsitz Fraktionsvorsitzender
Hannover / 05.05.2022



	Sitzung AInternational am 12.05.2022
	Einladung
	AInternational 20220512 Anlage1

	Protokoll
	AInternational 20220512 Anlage1

	TOP 4. Antrag der Fraktion DIE LINKE.:Körperliche Unversehrtheit aller Menschen schützen, städtischen anonymen Behandlungsschein einführen  (Drucks. Nr. 0682/2022)
	TOP 5. Förderrichtlinie für das WIR 2.0-Förderprogramm und  Zusammensetzung des WIR 2.0-Kuratoriums (Drucks. Nr. 0993/2022 mit 2 Anlagen)
	0993-2022 Anlage1
	0993-2022 Anlage2

	TOP 5.1. Änderungsantrag zu DS 0933/2022 - Förderrichtlinie für das WIR 2.0-Förderprogramm und Zusammensetzung des WIR 2.0-Kuratoriums (Drucks. Nr. 1307/2022)


